Menschenwürde, Menschenrechte, Grundrechte by Brugger, Winfried
He
ra
us
ge
be
r: H
or
st
 D
re
ie
r •
 E
dg
ar
 M
ich
ae
l W
en
z •
 D
ie
tm
ar
 W
illo
we
it
® Würzburger Vorträgezur Rechtsphilosophie, Rechtstheorie und Rechtssoziologie
V V 21
V
Winfried Brugger
Menschenwürde,
Menschenrechte, 
Grundrechte
Nomos Verlag I


Würzburger Vorträge zur Rechtsphilosophie, 
Rechtstheorie und Rechtssoziologie
Herausgegeben von Horst Dreier,
Edgar Michael Wenz und Dietmar Willoweit
Mitbegründet von Hasso Hofmann und 
Ulrich Weber
Heft 21
Prof. Dr. Winfried Brügger
Menschenwürde,
Menschenrechte, Grundrechte
Nomos Verlagsgesellschaft
Baden-Baden
Vortrag gehalten am 18. Juli 1996
Die Deutsche Bibliothek - CIP-Einheitsaufnahme
Brügger, Winfried:
Menschenwürde, Menschenrechte, Grundrechte / Winfried Brügger. - 1. Aufl. - 
Baden-Baden : Nomos Verl.-Ges., 1997.
(Würzburger Vorträge zur Rechtsphilosophie, Rechtstheorie und Rechtssoziologie; H. 21) 
ISBN 3-7890-4722-8
I. Auflage 1997 ' ' ' 1 v »2 v’
© Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 1997. Printed in Germany. Alle 
Rechte, auch die des Nachdrucks von Auszügen, der photomechanischen 
Wiedergabe und der Übersetzung, vorbehalten.
Gedruckt auf alterungsbeständigem Papier.
Menschenwürde, Menschenrechte, Grundrechte
I. Verfassungslegitimation
Verfassungen dienen der politischen Organisation eines Volkes. In 
ihnen legt der Verfassungsgeber die Organe fest, die für das Volk ver­
bindliche rechtliche Regelungen erlassen dürfen, und umreißt die ein­
zelnen Kompetenzen und Verfahren. Die damit angezielte Rechts­
sicherheit für die Staatsorganisation reicht freilich nach unserer moder­
nen Vorstellung als Legitimation für den Staatsverband nicht aus. Ne­
ben der Festlegung des >Wer darf was?< muß eine moderne Verfassung 
auch Vorkehrungen für die Rückbindung des Staatshandelns an den 
Willen des Volkes treffen, also zum >Wie< der Staatswillensbildung 
Stellung beziehen. Eine moderne Verfassung muß demokratisch kon­
stituiert sein. Damit ist aber das Terrain legitimitätsbildender Faktoren 
noch nicht abgeschritten. Gerade weil der Staat verbindliche Rechtsre­
gelungen erläßt und diese notfalls mit Gewalt durchsetzt, muß eine 
Verfassung über Grundrechte auch Grenzen der Staatsgewalt festlegen 
und vielleicht auch durch Staatszielbestimmungen das >Wozu< der 
Staatsmacht klären. Erst durch die Strukturierung all dieser Leitlinien 
in einer konkreten Verfassung gewinnt ein politisches Gemeinwesen 
größtmögliche Zustimmungsfähigkeit unter den Bürgern.
Es verwundert deshalb nicht, daß weise Verfassungsgeber der 
Strukturierung der Verfassung im Hinblick auf diese Kriterien große 
Aufmerksamkeit schenken. Und es verwundert auch nicht, daß dem 
Art. 1 des Bonner Grundgesetzes (GG) von Anfang an, und bis heute, 
große Aufmerksamkeit zuteil geworden ist. Zu eindringlich sind die 
Begriffe Menschenwürde, Menschenrechte und Grundrechte, zu 
auffällig ist die Verschränkung des Art. 1 mit den Prinzipien des 
Art. 20 und der Unabänderlichkeitsgarantie des Art. 79 Abs. 3 GG, zu 
schlagend ist der Kontrast des Art. 1 zur Zeit des Nationalsozialismus, 
als daß man seine tragende Bedeutung für das GG im allgemeinen und 
für das Verhältnis von Individuum und Staat im besonderen über­
sehen könnte. Künftighin, so war man sich bei den Verfassungsbera­
tungen 1948/49 und ist man sich bis heute einig, soll nicht mehr das 
Volk oder der Führer alles und der Mensch nichts sein; statt dessen 
soll der Mensch im Mittelpunkt stehen und soll die durch das GG 
konstituierte Staatsgewalt der Freiheit und dem Wohl des Menschen 
dienen.1 2
Besonders bedeutsam ist der Art. 1 GG auch deshalb, weil in der 
Stufung seiner drei Absätze die Lösung eines Problems versucht wird, 
das in der Geschichte der Rechtsphilosophie oft unter dem Titel >Na- 
turrecht und Rechtspositivismus< behandelt worden ist. >Naturrecht< 
umfaßt eine Vielzahl geschichtlich bedeutsamer Lehren vom nichti­
gem, gerechtem oder >legitimen Recht< zur Beurteilung des rein durch 
Setzung und Durchsetzung definierten Rechts. In diesem weiten Sinn 
soll der Begriff Naturrecht hier verstanden werden.3 Unter Rechtsposi­
tivismus werden üblicherweise Lehren verstanden, die >Recht< über 
Setzung verbindlicher Regelungen durch zuständige Organe und/oder 
dessen Durchsetzung definieren, also getrennt von der Frage der mora­
lischen Beurteilung der Rechtsnormen.4 Hinter dieser Trennungsthese 
scheint aber noch ein anderes Motiv des Rechtspositivismus auf, das 
1 Deutlich hierzu Art. 1 Abs. 1 des Herrenchiemseer Entwurfs: »Der Staat ist um des 
Menschen willen da, nicht der Mensch um des Staates willen«: JöR N.F. 1 (1951), 
S. 48. Hierzu auch H.D. Jarass/B. Pieroth, GG-Komm., 3. Auflage 1995, Art. 1 
Rn. 1; P. Kunig, in I.v. Münch/P. Kunig, GG-Komm. Band 1, 4. Auflage 1992, 
Art. 1 Rn. 6; W. Höfling, in M. Sachs, GG-Komm., 1996, Art. 1 Rn. 43; H. Dreier, 
in ders., Hrsg., GG-Komm., Bd. 1, 1996, Art. 1 Abs. 1 Rn. 20 f, 32.
2 Vgl. hierzu die Sammelbände von W. Maihofer, Hrsg., Naturrecht und Rechtsposi­
tivismus, 1962 und F. Böckle/E.-W. Böckenförde, Hrsg., Naturrecht in der Kritik, 
1973.
3 Vgl. neben Fn. 2 noch H. Wetzel, Naturrecht und materiale Gerechtigkeit, 4. Auf­
lage 1992 und z.B. BVerfGE 10, 59, 81. Daneben soll die Benutzung des Titels 
>Naturrecht< eine Unverrückbarkeit oder Unverbrüchlichkeit des so ausgewiesenen 
Rechts gegenüber staatlicher Willkür signalisieren.
4 Vgl. R. Alexy, Zur Kritik des Rechtspositivismus, und V Hoerster, Zur Verteidi­
gung der rechtspositivistischen Trennungsthese, beide in R. Dreier, Hrsg., Rechts­
positivismus und Wertbezug des Rechts, 1990, S. 9 ff, 24 ff.
für die Analyse der drei Absätze des Art. 1 GG wichtiger5 ist: Durch 
Selektion und Inkorporation bestimmter sozialer und moralischer 
Werte in das Rechtssystem sollen Bedeutungs- und Durchsetzungs­
sicherheit Zustandekommen.6 Hier stehen also Rechtssicherheit und 
Legalität im Mittelpunkt, weil aus positivistischer Sicht die moralische 
Frage nach der Legitimität oft divergierende oder gar antagonistische 
Antworten hervorruft; diese wiederum können zu sozialen Unruhen 
fuhren und die Bildung eines einheitlichen Willens gefährden.
Mit der Berufung auf Menschenwürde und Menschenrechte in den 
ersten beiden Absätzen des Art. 1 gibt das GG zu erkennen, daß es den 
Anschluß an in diesem weiten Sinn >naturrechtliche< Maßstäbe herstel­
len will, die jenseits der bloßen Entscheidung staatlicher Organe lie­
gen. Diese Maßstäbe nichtigen Rechts< sollen den nationalstaatlichen 
Willen auf >vorstaatliche< und universale Gesichtspunkte hin orientie­
ren. Sie sind Staatsziele.7 8Gleichzeitig gibt aber der Absatz 3 zu erken­
nen, daß diese Orientierung der Verfassung an Maßstäben richtigen 
Rechts doch auf positive Umsetzung und Präzisierung in einzelnen 
Grundrechten angewiesen ist. In welchem Verhältnis stehen somit in 
Art. 1 >Naturrecht und Rechtspositivismus<? Was ist mit den Leitlinien 
Menschenwürde, Menschenrechte und Grundrechte gemeint?
Um Antworten auf diese Fragen formulieren zu können, muß man 
eigentlich weit ausholen. Jeder der genannten Begriffe führt weit in die 
Ideengeschichte und Rechtsgeschichte zurück, ohne daß sich Defini­
tionen finden lassen, die alle überzeugen würden. Hinzu kommt, daß' 
die in Art. 1 GG inkorporierten Begriffe Teil des positiven Verfas- 
sungsrechts geworden sind und damit juristisch, mittels der anerkann­
5 Und zwar deshalb, weil der Grundgesetzgeber in Art. 1 Abs. 1 und 2 gerade wich­
tige Legitimitätskriterien integriert und zu positivem Verfassungsrecht gemacht 
hat; es liegt also positivrechtlich keine Trennung vor, sondern nur, wie hier deutlich 
gemacht werden soll, eine Differenzierung in Art und Umfang der Rechtswirkung.
6 Hierzu näher IV. Brügger, Konkretisierung des Rechts und Auslegung der Gesetze, 
AöR 119(1994), S. 1,3 f.; Woers/er (Fn. 4), S. 21; Alexy (Fn. 4), S. 10.
7 Allgemeine Meinung. Vgl. etwa Kunig (Fn. 1), Art. 1 Rn. 3.
8 Diese im Text des Art. 1 GG angelegte Spannung zwischen Legitimität und Lega­
lität spiegelte sich auch in den Verfassungsberatungen wider. Vgl. A. Podlech, in 
Altemativkomm. zum GG, 2. Auflage 1989, Art. 1 Abs. 1 Rn. 9.
ten Methoden der grammatischen, systematischen, historischen und te­
leologischen Analyse auszulegen sind.9 Zur juristischen Analyse ge­
hört, daß für jeden Satz und Absatz zu klären ist, welche Art von Ver­
fassungsrechtssatz vorliegt. Handelt es sich um objektives Verfas­
sungsrecht, das die staatlichen Organe verpflichtet, oder zusätzlich um 
ein subjektives öffentliches Recht, auf das sich die Individuen berufen 
und das sie vor Gericht einklagen können? Liegt ein Rechtsprinzip vor, 
das offene, konkretisierungsbedürftige Leitlinien für die Träger öffent­
licher Gewalt enthält, oder eine Rechtsregel, die in Wenn-Dann-Form 
staatliches Handeln determiniert? Zielt die Norm eine unmittelbare, 
Vollzugs- und kontrollfahige Bindung oder nur eine mittelbare, über le­
gislatives Handeln zu präzisierende Bindung an?10 Auch soweit die ju­
ristische Auslegung zu konsensfahigen Aussagen fuhrt, trifft dies doch 
nur Kembereiche der einschlägigen Begriffe und lassen sich schnell 
neue Streitfälle benennen, in denen heftig über den Umfang etwa des 
Schutzes von Menschenwürde oder über den rechtlichen Bindungs­
grad etwa des Bekenntnisses zu Menschenrechten diskutiert wird. An­
gesichts dieser Lage soll hier zunächst geschildert werden, wie die 
herrschende Meinung den Art. 1 GG versteht; anschließend skizziere 
ich eine nach meiner Auffassung vorzugswürdige alternative Deutung 
dieser Norm und gehe, auf der Basis dieser Sichtweise, auf die Begriffe 
Menschenwürde und Menschenrechte ein.
9 Vgl. R. Zippelius, in Bonner Komm, zum GG, Art. 1 (Drittbearbeitung 1989), 
Rn. 10 ff.; W. Krawietz, Gewährt Art. I Abs. 1 GG dem Menschen ein Grundrecht 
auf Achtung und Schutz der Menschenwürde?, in GS für F. Klein, 1977, S. 245, 
263, 275. Auf den Streit, ob die klassischen Methoden der Gesetzesauslegung für 
die Verfassungsauslegung ausreichen - dazu Brügger (Fn. 6), S. 20 ff, 30 f. -, 
braucht hier nicht eingegangen zu werden.
10 Mit anderen Worten: Die Einstufung aller Begriffe des Art. 1 als Rechtsbegriffe 
und die Charakterisierung all seiner Sätze als Verfassungsrechtssätze sagt noch 
nichts über die konkrete Art und Weise der Rechtswirkung aus. Vgl. Krawietz 
(Fn. 9), S. 276.
II. Art. 1 GG aus Sicht der herrschenden Meinung
Will man die Kemgedanken der herrschenden Meinung für die In­
terpretation des Art. 1 Abs. 1 zusammenfassen, so kann man sechs 
Merkmale festhalten11: (1) Die Formulierung »Die Würde des Men­
schen ist unantastbar« ist nicht als Seinsaussage zu verstehen, sondern ! 
als besonders nachdrückliche Sollensforderung: Sie soll auf keinen 
Fall angetastet werden. (2) Achtung und Schutz der Menschenwürde 
sind das oberste Verfassungsprinzip. (3) Art. 1 Abs. 1 GG bringt eine 
unmittelbare Bindung mit sich, bedarf also nicht weiterer verfassungs­
rechtlicher oder einfachgesetzlicher Konkretisierung. (4) Gebunden ist 
die gesamte deutsche Staatsgewalt. (5) Die Menschenwürde ist auch 
ein subjektives öffentliches Recht aller Menschen, also ein Grundrecht, 
das bei Eingriffen mittels der Verfassungsbeschwerde geltend gemacht 
werden kann. (6) In die Menschenwürde darf niemals eingegriffen 
werden. Jeder Eingriff ist eine Verletzung. Das Recht ist absolut; es 
setzt sich gegen alle anderen Interessen und Argumente durch.
Das führt zu der Frage, wie denn Art. 1 Abs. 1 zu den dem Art. 1 
Abs: 3 nachfolgenden Grundrechten steht. Soweit diese Grundrechte 
über die Menschenwürde hinausgehen, sind sie sicher eigenständige 
Anspruchsgrundlagen. Aber tun sie dies wirklich? Das hängt davon ab, 
wie eng oder weit man >Menschenwürde< interpretiert. Und soweit der 
Menschenwürdegehalt in einem spezifischen Grundrecht betroffen ist, 
läßt sich fragen: Ist dann Art. 1 Abs. 1 oder das spezifische Grundrecht 
eigentliche Anspruchsgrundlage? Das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) hat sich nach Auffassung der meisten Verfassungsrechtler 
für die Menschenwürdegarantie als subjektives öffentliches Recht ent­
schieden12, aber in der Regel zitiert das Gericht den Art. 1 Abs. 1 GG in
11 Vgl. hierzu, mit unterschiedlicher Betonung im Detail, Höfling (Fn. 1), Art. 1 
Rn. 3 ff.; Zippelius (Fn. 9), Art. 1 Rn. 10 ff, 19 ff; Kunig (Fn. I), Art. 1 Rn. 3 ff.; 
Podlech (Fn. 8), Art. 1 Rn. 60 ff; C/ir. Starck, in v. Mangoldt/Klein/Starck, Komm, 
zum GG, Band 1, 1985, Art. 1 Rn. 10 ff.
12 Vgl. Kunig (Fn. 1), Art. 1 Rn. 3; Zippelius (Fn. 9), Art. 1 Rn. 24 unter Hinweis auf 
BVerfGE 1, 343; 15, 255; 61, 137; Höfling (Fn. 1), Art. 1 Rn. 3 mit zahlreichen
Verbindung mit einem der unstreitigen Grundrechte, worin man je 
nach Lesart auch die Vermeidung einer Festlegung sehen kann.13 Deut­
lich wird jedenfalls, daß die Doppeldeutung des Art. 1 Abs. 1 GG so­
wohl als leitendes Verfassungsprinzip wie auch als subjektives öffent- 
V liches Recht stark durch die Korrelation mit dem Art. 1 Abs. 3 GG be­
dingt ist.
Was bei dieser Lesart des Art. 1 GG etwas in den Hintergrund tritt, 
ist der dazwischengeschaltete Abs. 2 mit seinem Bekenntnis zu Men­
schenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des 
Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt. Die Diskrepanz ergibt sich 
nicht im Hinblick auf die wie in Abs. 1 scheinbar vorliegende deskrip­
tive Aussage; es besteht für beide Absätze Einigkeit darüber, daß, ge­
nauso wie die Menschenwürde antastbar ist, die Menschenrechte bis­
lang gerade nicht Grundlage aller menschlichen Gemeinschaften wa­
ren.14 Gerade deshalb müssen wir die beiden Sätze als Sollensaussage 
lesen: Die Menschenwürde darf nicht angetastet werden; die Men­
schenrechte sollen als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft 
dienen. Die Diskrepanz zwischen den Absätzen 1 und 3 einerseits und 
Abs. 2 andererseits ergibt sich aber in bezug auf den Bindungsgrad, 
vielleicht auch die Art der Bindung. Vom Textbefund her, sagen viele, 
ist dies unausweichlich: Schließlich ist ein >Bekenntnis< etwas anderes 
und Schwächeres als die in Abs. 1 genannte »Verpflichtung« und die 
damit korrelierte Charakterisierung der Grundrechte als »unmittelbar 
geltendes Recht« in Abs. 3. Also scheint vieles darauf hinzuweisen, 
daß der Rekurs auf Menschenrechte in Abs. 2 einen Appell, eine mora-
Hinweisen in Fn. 8; Starck (Fn. 11), Art. 1 Rn. 17. Anderer Einschätzung sind etwa 
Jarass/Pieroth (Fn. 1), Art. 1 Rn. 2 a: »Das BVerfG hat die Frage offengelassen 
(E 67, 126, 137)«, und T. Geddert-Steinacher, Menschenwürde als Verfassungsbe­
griff, 1990, S. 167 und 172: »Das BVerfG hat... nicht ausdrücklich Stellung ge­
nommen.«
13 Vgl. neben der vorigen Fn. die Nachweise zur Rechtsprechung bei P. Häberle, Die 
Menschenwürde als Grundlage der staatlichen Gemeinschaft, in J. Isensee/ 
P. Kirchhof, Hrsg., Handbuch des Staatsrechts I, 1987, § 20 Rn. 6, 21, 58; Kunig 
(Fn. l),Art. 1 Rn. 10; Starck(Fn. 11), Art. 2 Rn. 11 f.; Jarass/Pieroth (Fn. l),Art. 1 
Rn. 3, 11.
14 Vgl. Krawietz (Fn. 9), S. 256; Podlech (Fn. 8), Art. 1 Abs. 1 Rn. 69; Kunig (Fn. 1), 
Art. 1 Rn. 45; Starck (Fn. 11), Art. 1 Rn. 19,93. 
lische Forderung oder höchstens eine schwache Rechtspflicht mit nur 
indirekter Bindung in sich birgt. Der Abs. 2 überschreitet zwar den 
nationalen Rahmen und die Absätze 1 und 3, insoweit er eine univer­
sale Legitimitätsdimension zum Ausdruck bringt; aber es fehlt ihm 
eben an der Intensität der rechtlichen Bindung, den die Absätze 1 und 
3 für die deutsche Staatsgewalt vorsehen, wenn sie in die Menschen­
würde oder in die dem Art. 1 nachfolgenden Grundrechte eingreift. In­
soweit verbürgt der Abs. 2 gleichzeitig ein Mehr und ein Weniger als 
die ihn umgebenden Rechtssätze des Art. 1 Abs. 1 und des Abs. 3. 
Diese beiden Absätze wiederum sieht die herrschende Meinung im 
Sinne einer gegenseitigen Ergänzung auf der gleichen Normstufe der 
unmittelbaren Bindung der deutschen Staatsgewalt an das Grundrecht 
der Menschenwürde bzw. an die nachfolgenden Grundrechte. Zweifel­
los kann man in dieser engen Verknüpfung der beiden Vorschriften 
eine Stärke des GG sehen: Jeder Mensch kann sich nicht nur auf die 
Grundrechte der Art. 2 ff. berufen, sondern auch auf die Menschen­
würde selbst. Aber wird dadurch wirklich so viel gewonnen?
Seit Inkrafttreten des GG gab es immer wieder Stimmen, die der 
Einstufung des Art. 1 Abs. 1 GG als Grundrecht widersprochen ha­
ben.15 Die für und gegen diese Ansicht vorgebrachten Argumente sind 
vielfach erörtert worden.16 Entscheidend sollten meines Erachtens die 
folgenden systematischen Hinweise auf die Verhältnisbestimmung der 
drei Absätze des Art. 1 GG sein. Die Absätze stellen in ihrer Gesamt­
heit, wenn man der hier vorgeschlagenen Interpretation gegen die herr- 
15 Vgl. etwa G. Dürig, in T. Maunz/G. Dürig, Komm, zum GG, Art. 1 Rn. 4 ff., 43; 
Geddert-Steinacher (Fn. 12), S. 167 ff. m.w.N. in Fn. 596.
16 Vgl. neben Fn. 15 etwa Starck (Fn. 11), Art. 1 Rn. 17 f.; Zippelius (Fn. 9), Art. 1 
Rn. 25 f. In Kurzform: Argumente für Art. 1 Abs. 1 als subjektives Recht umfassen 
die Hinweise auf die Einordnung in den Grundrechteabschnitt des GG, auf die hi­
storische Gegenwendung zur Nazizeit, in der das Volk bzw. der Führer alles und 
das Individuum nichts war, und auf die Effektivierung des Grundrechtsschutzes 
durch Subjektivierung individualbezogener Staatspflichten. Argumente gegen 
diese Sichtweise umfassen das Wort >nachfolgend< in Abs. 3, die Nichterwähnung 
des Wortes >Freiheit< oder >Recht< in Abs. 1 sowie die im Haupttext folgenden Hin­
weise auf die Überflüssigkeit des Rechtecharakters des Art. I Abs. 1 angesichts des 
weiten Grundrechtekatalogs in den Art. 2 ff. und auf den systematischen Charakter 
der Abfolge der drei Absätze des Art. 1 GG.
sehende Meinung folgt, eine bruchlos ineinandergreifende Lösung der 
Probleme von >Naturrecht und Rechtspositivismus< bzw. Legitimität 
und Legalität für den Bereich der deutschen Staatsorganisation dar.
III. Eine alternative Sicht des Art. 1 GG
1. Das Verhältnis des Art. 1 Abs. 3 zu Abs. 2 GG
Unzweifelhaft ist davon auszugehen, daß über Art. 1 Abs. 3 GG die 
gesamte deutsche Staatsgewalt an die nachfolgenden Grundrechte un­
mittelbar gebunden ist; diese Bindung wird von allen Gerichten und 
letztlich vom BVerfG überwacht. Art. 1 Abs. 3 ist deutlich dem positi­
vistischen Programm der präzisen Festlegung und Durchsetzung des 
bestehenden Rechts verpflichtet. Sein Zentralthema sind Bedeutungs­
und Durchsetzungssicherheit der Grundrechte über die Festlegung ein­
zelner Grundrechtsschutzbereiche und Grundrechtsschranken sowie 
deren prozessuale Bewehrung über die Art. 19 Abs. 4 und 92 ff. GG. 
Wenn man von diesem Abs. 3 zurückblickt auf Abs. 2 mit dem Be­
kenntnis zu Menschenrechten, so kann man ohne weiteres die Konkre­
tion erkennen, die im Schritt von Abs. 2 zu Abs. 3 vorgenommen wird: 
In Abs. 2 ist von Menschenrechten allgemein, nicht von >den< Men­
schenrechten oder spezifischen Menschenrechten die Rede. Zweifellos 
ist damit die Geschichte der Menschenrechte in Bezug genommen; 
diese reicht ideengeschichtlich weit und verfassungsgeschichtlich zu­
mindest bis zu den bürgerlichen Revolutionen zu Ende des 18. Jahr­
hunderts zurück.17 Aber während dieser ganzen Zeit gab es auch Kon­
troversen über den personellen und sachlichen Umfang zu gewährlei­
stender Bürger- oder Menschenrechte18, und von einer Statik des Men­
17 Vgl. K. Stern, Idee der Menschenrechte und Positivität der Grundrechte, in J. Isen- 
see/P. Kirchhof, Hrsg., Handbuch des Staatsrechts V, 1992, § 108 Rn. 9 ff.; H. Hof­
mann, Zur Herkunft der Menschenrechtserklärungen, JuS 1988, S. 841 ff.
18 Vgl. H. Hofmann, Menschenrechtliche Autonomieansprüche, JZ 1992, S. 165 ff.
schenrechtsgedankens kann keine Rede sein. Das Konzept der Men­
schenrechte hat sich im politischen Kampf entwickelt, wie schon Ge­
org Jellineks Statuslehre deutlich macht, die vom Status negativus, 
activus und positivus spricht.19 Spätestens seit dem Ende des 11. Welt­
kriegs muß man den Status universalis dazunehmen, wie die Allge­
meine Erklärung der Menschenrechte vom 10.12.1948 deutlich 
macht.20 Inzwischen spricht man von drei Generationen oder Dimen­
sionen des Menschenrechtsgedankens, die sich schwerpunktmäßig im 
18., 19. und 20. Jahrhundert entwickelt haben. Deren dritte Dimension 
soll so weitreichende Rechte wie ein Menschenrecht auf Entwick­
lungshilfe) und die Partizipation am gemeinsamen Erbe der Mensch­
heit umfassen.21 223
Überblickt man diese Entwicklung, so wird zwar deutlich, daß die 
Verfassungsgeber von 1949 mit dem Art. 1 Abs. 2 den Anschluß an 
und die Offenheit des GG für die Idee der Menschenrechte ausdrücken 
wollten, daß es aber zu großer Unsicherheit fuhrt, wenn man Art und 
Umfang einzelner Menschenrechte aus der Ideen- und Rechtsge­
schichte eruieren will. Dem könnte man zwar dadurch entgehen, daß 
man sich auf einen Kernbestand konzentriert, aber abgesehen davon, 
daß auch dieser Kembestand umstritten sein kann , erheben sich ge­
gen dieses Konzept Bedenken. Schließlich soll nach dem Wortlaut des 
Art. 1 Abs. 2 GG das Grundgesetz doch gerade offen sein für die ge­
schilderte Dynamik der Menschenrechtsentwicklungy’ All diese Unsi­
19 Vgl. G. Jellinek, System der subjektiven öffentlichen Rechte, 1892, 2. Auflage 
1905, Kap. VII-X.
20 Schon die Charta der Vereinten Nationen vom 26.6.1945 inkorporiert in Art. 1 
Nr. 3 »die Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle ohne 
Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion ...«. Die 
Charta sowie die wichtigsten Menschenrechtspakte sind abgedruckt in B. Simma/ 
U. Fastenrath, Hrsg., Menschenrechte. Ihr internationaler Schutz, 3. Auflage 1992.
21 Vgl. E. Riedel, Menschenrechte der dritten Dimension, EuGRZ 1989, S. 9 ff.; Stern 
(Fn. 17), § 108 Rn. 61.
22 Vgl. neben Fn. 18 die Begriffsbestimmungen von Jarass/Pieroth (Fn. 1), Art. 1 
Rn. 12; Starck (Fn. 11), Art. 1 Rn. 92; und E. Denninger, in Altemativkomm. zum 
GG (Fn. 8), Art. 1 Abs. 2, 3 Rn. 10.
23 Vgl. Kunig (Fn. 1), Art. 1 Rn. 44; Denniger (Fn. 22), Art. 1 Abs. 2, 3 Rn. ll;Ztp- 
pelius (Fn. 9), Art. 1 Rn. 12 für die Menschenwürde, die nach Rn. 103 in die Men­
schenrechte hineinwirkt.
cherheiten verschwinden, wenn wir den Schritt von Art. 1 Abs. 2 zu 
Abs. 3 als den Schritt der Präzisierung und unmittelbaren Bindung der 
deutschen Staatsgewalt an die konkreten vom Verfassungsgeber vor­
gesehenen Menschen- und Bürgerrechte verstehen.
Daraus ergibt sich im Umkehrschluß, daß das allgemeine Bekennt­
nis zu Menschenrechten in Abs. 2 noch nicht präzise genug ist, um un­
mittelbare Bindungswirkungen zu entfalten. Die unmittelbare Bindung 
kommt erst durch die dem Art. 1 Abs. 3 GG nachfolgenden Menschen- 
und Bürgerrechte zustande oder aber durch die Transformationsvor­
schriften, die auf vorhersehbare Art und Weise die Übernahme neuerer 
menschenrechtlicher Bindungen erlauben.24 Das sind vor allem die 
Artikel 25 und 59 Abs. 2 GG, die die Hebel zur Positivierung und Prä­
zisierung von Menschenrechten darstellen. Nach Art. 25 sind die all­
gemeinen Regeln des Völkerrechts Bestandteil des Bundesrechts. Sie 
gehen den nationalen Gesetzen vor und erzeugen, soweit es sich um 
entsprechende Vorschriften des Völkergewohnheitsrechts handelt, 
Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebie­
tes. Zu den Menschenrechten, die nach moderner Sicht Teil des Völ­
kergewohnheitsrechtes sind, gehören insbesondere das Folterverbot, 
das Sklavereiverbot und das Rassendiskriminierungsverbot.25 Nach 
Art. 59 Abs. 2 GG bedürfen völkerrechtliche Verträge, welche die po­
litischen Beziehungen des Bundes regeln oder sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung beziehen, der Transformation durch ein Bun­
desgesetz. Unter die hier einschlägigen Verträge fallen auch verbindli­
che Menschenrechtspakte, von denen die Bundesrepublik Deutschland 
eine Vielzahl unterzeichnet hat.26
Art. 1 Abs. 2 entfaltet also nur mittelbare rechtliche Wirkung - in 
Form des >Bekenntnisses< zu Menschenrechten als der Grundlage jeder 
24 Hierzu K.-P. Sommermann, Völkerrechtlich garantierte Menschenrechte als Maß­
stab der Verfassungskonkretisierung - Die Menschenrechtsfreundlichkeit des 
Grundgesetzes, AöR 114 (1989), S. 391,407.
25 Vgl. Sommermann (Fn. 24), S. 407. Im einzelnen besteht Streit darüber, wie weit 
der Kreis der Menschenrechte dieser Kategorie reicht.
26 Vgl. die Zusammenstellung der wichtigsten Menschenrechtspakte bei Simma/ 
Fastenrath (Fn. 20).
menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der 
Welt. >Bekenntnis< stellt sich hierbei als ein Appell und ein Verfas- 
sungsversprechen", eine in die Form des Verfassungsrechts gekleidete 
moralische Verpflichtung des deutschen Volkes dar, über seine Ver­
fassungsorgane auf Deutschlands Anbindung an weltweite Legitimi­
tätsstandards zu achten und die notwendigen rechtlichen Schritte ein­
zuleiten.27 8 Das hat der Verfassungsgeber ja mit seiner Verankerung 
von vielen Jedermannsrechten im Grundrechtskatalog und mit der 
Aufnahme des Art. 25 GG getan, und der Gesetzgeber hat mit der 
Übernahme vieler weiterer Menschenrechtsverpflichtungen diese Poli­
tik fortgesetzt.29 Für die einschlägigen Staatsorgane und die einschlä­
gigen Politikfelder - also vor allem die Außenpolitik - stellt sich Art. 1 
Abs. 2 demgemäß als Staatsziel dar.30 Staatsziele sind aber noch keine 
subjektiven öffentlichen Rechte und stellen in aller Regel auch keine 
detaillierten, vollzugsfahigen Rechtspflichten dar. Deswegen bedarf es 
der Schritte über Art. 25 und 59 Abs. 2 GG; sie sind durch Art. 1 Abs. 
2 nicht inhaltlich vorweggenommen, sondern angezielt. Nur so kann 
auf nationalstaatlicher Ebene die Reflexion und Entscheidung Zustan­
dekommen, die Bedeutungs- und Durchsetzungssicherheit über die 
Einbindung Deutschlands in universale Legitimitätsstandards schafft, 
also >Rechtspositivismus und Naturrecht< praktikabel verknüpft. 
Gleichzeitig wird so der Vorrang unserer Verfassung gewahrt, weil so­
wohl menschenrechtliches Völkergewohnheitsrecht nach Art. 25 GG 
wie auch menschenrechtliches Völkervertragsrecht nach Art. 59 Abs. 2 
27 Vgl. H. Hofmann, Die versprochene Menschenwürde, AöR 118 (1993), S. 353, 
369: »Würde ist... etwas, was die Menschen einanderzusprechen, sich als Rechts­
genossen versprechen. Im wechselseitigen Versprechen wird ein gemeinsamer 
Sinn festgestellt, der allen Beteiligten Maßstab sein soll.« Vgl. auch S. 373 und 
S. 375 »Staatsgründungsversprechen«. Was Hofmann für die Menschenwürde 
sagt, gilt auch für das Bekenntnis zu Menschenrechten.
28 Einschlägige Stichworte sind Völkerrechtsfreundlichkeit, Menschenrechtsfreund­
lichkeit des Grundgesetzes oder die offene Staatlichkeit. Vgl. Sommermann 
(Fn. 24), S. 414 f.
29 Vgl. die Nachweise oben Fn. 20 zu Simma/Fastenrath.
30 Vgl. Sommermann (Fn. 24), S. 420; Starck (Fn. 11), Art. 1 Rn. 98; Kunig (Fn. 1), 
Art. 1 Rn. 41,45 und 38: »Engagement, Unterstützung, politische Handlungsanlei­
tung«.
GG unter dem Rang der Verfassung angesiedelt ist.31 Und über die 
Transformationspflicht des Art. 59 Abs. 2 GG wird das demokratische 
Prinzip bei der Übernahme menschenrechtlicher Verpflichtungen ge­
wahrt, das bei der Interpretation des Art. 1 Abs. 2 GG als unmittelbar 
geltendes und bindendes Recht durch die Expansion richterlicher 
Macht gefährdet wäre.
Art. 1 Abs. 2 stellt sich gegenüber Art. 1 Abs. 3 rechtstechnisch als 
ein Weniger dar. Aber rechtsethisch stellt der Abs. 2 mit dem Bekennt­
nis zu Menschenrechten die deutsche Staatsgewalt in den universalen 
Legitimitätsdiskurs ein und ist insofern ein Mehr32: Die deutsche 
Staatsgewalt soll sich diesem Diskurs nicht entziehen dürfen; nicht 
einmal der verfassungsändemde Gesetzgeber könnte dies tun, wie sich 
aus Art. 79 Abs. 3 ergibt. Und während in Art. 1 Abs. 3 nur die deut­
schen Staatsorgane erwähnt sind, ist in Abs. 2 das deutsche Volk als 
letzter Träger der Staatsgewalt angesprochen. Das kann man als Erset­
zung des Verpflichteten interpretieren, doch ist dieser Schluß nicht 
zwingend. Genauso wie in Art. 20 Abs. 2 GG das Volk als Träger der 
Staatsgewalt auf ausübende Organe verweist und beide in einen Ver­
antwortungszusammenhang stellt, kann man Art. 1 Abs. 2 und Abs. 3 
als Konkretisierungs- und Ausübungsstufen sehen. Die verfassungs­
rechtlich akzeptierte moralische Verpflichtung des deutschen Volkes 
zur Menschenrechtsachtung bedarf zu ihrer Umsetzung des Handelns 
der zuständigen Organe.
31 So jedenfalls die h.M. Vgl. Starck (Fn. 11), Art. 1 Rn. 85; Sommermann (Fn. 24), 
S. 406 f. Wäre das nicht so, wäre also der internationalen Menschenrechtsentwick­
lung über Art. 1 Abs. 2 GG Verfassungsrang zuzusprechen, würde Deutschland 
»beliebig in den Sog neuer Konzepte geraten«: aaO, S. 419. Vgl. auch Kunig 
(Fn. 1), Art. 1 Rn. 44 gegen »eine schlichte Verkoppelung mit dem auf interna­
tionalen Bühnen überwiegend für richtig Gehaltenen i.S. eines blinden Automatis­
mus ...«.
32 Vgl. J. Isensee, Menschenrechte, Staatsordnung, Sittliche Autonomie, in 
J. Schwartländer, Hrsg., Modernes Freiheitsethos und christlicher Glaube, 1981, 
S. 70, 72: »Der Verfassungsstaat bricht also in feierlicher Form den geschlossenen 
Kreis des staatlichen Rechts auf, öffnet sich der vorstaatlichen, universalistischen 
Legitimationsidee der Menschenrechte, und wirbt in deren Zeichen um den Kon­
sens seiner Bürger.«
Was man unter diesem Bezug zu Menschenrechten inhaltlich zu 
verstehen hat, nachdem es noch nicht konkrete subjektive Rechte aller 
Menschen sind, soll später thematisiert werden. Klar wird jedenfalls 
schon hier, daß das GG sich über Art. 1 Abs. 2 universalen Maßstäben 
richtigen Rechts öffnet, so wie sich dieses nach den Schrecken des II. 
Weltkrieges darstellte und immer noch darstellt: in Form der Men­
schenrechtsidee und deren notwendiger Ausprägungen. Ein solcher 
Rekurs verweist auf >vorstaatliches< und >überpositives< Recht in dem 
Sinn, daß der Grundgesetzgeber der Ansicht war, Respekt vor Men­
schenrechten stelle für unsere Zeit die unaufgebbare Legitimitäts­
grundlage der Staats- und Gesellschaftsverfassung dar. Dem entspricht 
auch die Verwendung der Begriffe >unverletzlich< und >unveräußer- 
lich< in Art. 1 Abs. 2 GG: Diese Begriffe sind - in Parallele zu den ver­
meintlichen Seinsformulierungen bei der Menschenwürde und dem 
Rekurs auf die Menschenrechte als Grundlage jeder menschlichen Ge­
meinschaft - normativ zu lesen: Weil der Mensch verletzlich ist, sollen 
der Staat und Dritte Menschenrechte nicht verletzen; weil manche 
Menschen dazu neigen könnten, ihre Menschenrechte zu veräußern, 
sollen sie unveräußerlich sein. Wie paßt Art. 1 Abs. 1 in dieses Bild?
2. Das Verhältnis des Art. 1 Abs. 2 und 3 zu Abs. 1 GG
Art. 1 Abs. 1 Satz 1 GG stellt nach Meinung aller das Konstitu­
tionsprinzip der deutschen Verfassung dar, den höchsten Wert oder 
Leitpunkt der Organisation der Staatsgewalt im Verhältnis zu den Bür­
gern/3 Daran ist nicht zu rütteln; das kann man nur unterstreichen. 
Aber muß die Menschenwürdegarantie unbedingt mit der herrschen- 33
33 Vgl. schon oben Fn. 11. Nach der Rechtsprechung des BVerfG gehört Art. 1 Abs. 1 
GG zu den tragenden Konstitutionsprinzipien, die alle Bestimmungen des GG be­
herrschen (BVerfGE 6, 32, 36; 87, 209, 228). Das GG sieht die freie menschliche 
Persönlichkeit und ihre Würde als höchsten Rechtswert an (BVerfGE 12, 45, 53; 
vgl. auch BVerfGE 27, 1,6; 30, 173, 193; 45, 187,227; 82,60,87). Die Menschen­
würde ist der Mittelpunkt des Wertsystems der Verfassung (BVerfGE 35,202,225; 
39, 1,43).
den Meinung als unmittelbare Rechtsbindung der deutschen Staatsge­
walt in Form des subjektiven Rechts verstanden werden? Es sind genau 
diese Elemente, die zu der Inkongruenz der Rechtsbindung innerhalb 
der drei Absätze des Art. 1 GG fuhren. Die von vielen Kommentatoren 
präferierte Charakterisierung des Art. 1 Abs. 1 als subjektives öffentli­
ches Recht gründet vor allem in dem Satz 2 der Vorschrift, und es ist 
zuzugeben, daß deren Wortlaut und der generelle Vorrang des Indivi­
dualrechtsschutzes vor öffentlichen Interessen stark für diese Einstu­
fung sprechen. Aber vielleicht sollte man probeweise doch einmal eine 
andere Sichtweise prüfen:
Wenn man »Verpflichtung aller [man ergänze: aber auch nur der 
deutschen] staatlichen Gewalt« in Art. 1 Abs. 1 Satz 2 als Verpflich­
tung aller Staatem der Welt liest, dann hält sich dies durchaus im Rah­
men üblicher Wortlautauslegung. Die Erweiterung des Verpflichteten 
auf alle Staaten der Welt stellt sich zudem als ein Mehr an Menschen­
würdeschutz dar - es ist nicht mehr nur die deutsche Staatsgewalt an­
gesprochen. Allerdings kann der deutsche Verfassungsgeber nicht ein­
seitig fremde Staaten verpflichten. Also entspricht dem Mehr an Ver­
pflichteten ein Weniger an Wirkung - der rechtliche Wirkungsgrad 
muß heruntergestuft bzw. genauer: für das Außen- und Innenverhältnis 
differenziert werden. Dann bietet sich folgende Interpretation an: In je­
dem Staat sollten die Achtung und der Schutz der Menschenwürde 
oberste Leitlinie der Staatsgewalt sein. Dem Rechtscharakter nach 
hätte diese Selbstverpflichtung den gleichen Charakter wie das Be­
kenntnis zu Menschenrechten in Abs. 2: Für alle fremden Staaten sind 
diese Rechtssätze Appelle an die Politik und die Moral aus deutscher 
Sicht; für die deutsche Staatsgewalt resultiert daraus die allgemeine 
Rechtsverpflichtung, über den politischen Prozeß und die zuständigen 
Entscheidungsträger dafür Sorge zu tragen, daß Menschenwürde und 
Menschenrechte weltweit und national geachtet und geschützt wer­
den.34 Diese Rechtsverpflichtung stellt aber noch kein vollzugsfahiges 
34 Soweit ersichtlich, hat diese Deutung bisher noch niemand für Art. 1 Abs. 1 GG 
vorgeschlagen. Andeutungen in diese Richtung finden sich aber in bezug auf Art. 1 
Abs. 2 GG. Vgl. Starck (Fn. 11), Art. 1 Rn. 95: »bleibt es bei der moralischen Gel­
tung [der Menschenrechte], d.h. bei dem Aufruf, daß sich möglichst viele Staaten
und gerichtlich überprüfbares Recht und damit auch noch kein subjek­
tives öffentliches Recht dar, das unmittelbar geltendes Recht im Sinne 
von Art. 1 Abs. 3 GG wäre. Diese Rechtsverpflichtung ist auf Präzisie­
rung und Umsetzung angewiesen, und zwar genau in der Abfolge der 
drei Absätze des Art. 1, die am besten als Konkretionsstufen zu verste­
hen sind:
In die Formulierung »Die Würde des Menschen ist unantastbar« ist * 
die Erfahrung eingegangen, daß diese Würde gerade antastbar ist und 
deswegen der Achtung und des Schutzes der Macht bedarf, die, obwohl 
häufig selbst Verletzer, doch meist die einzige effektive Schutzmacht 
darstellt.34 5 Aber wie soll die Staatsmacht - jede Staatsmacht - gezügelt 
und in ihrem Handeln ausgerichtet werden? Darauf gibt der Abs. 2 eine 
nicht in einer Wesensschau des Menschen begründete, sondern in der 
Geschichte der Neuzeit und vor allem des 20. Jahrhunderts verankerte 
Antwort: über die Selbstverpflichtung der staatlichen Gewalt auf Men­
schenrechte als die Sicherungsmechanismen, die eine menschenwür­
dige Entfaltung oft erst ermöglichen.36 Nur über Menschenrechtsschutz 
können Menschen als einzelne und als Mitglieder der unterschiedlich­
sten Gemeinschaften in Frieden und Gerechtigkeit in der Welt mitein­
ander leben, in ihren Heimatstaaten und im Verhältnis der Staaten zu­
einander. Was soll konkret als subjektives Recht ausgestaltet werden, 
um diesen Leitlinien gerecht zu werden? Das sagen die Absätze 1 und 
2 noch nicht in ausreichender Deutlichkeit. Selbst wenn man mit einer 
Kembestandsargumentation dieses Bedenken ausräumen könnte37, 
wäre man immer noch mit der Absolutheit dieser Leitlinien als unmit­
34 zu den Menschenrechten bekennen und diese effektiv schützen«; Jarass/Pieroth 
(Fn. 1), Art. 1 Rn. 12: »Mittelbar hätte [das Bekenntnis zu Menschenrechten] sogar 
für die ausländische öffentliche Gewalt Bedeutung, da die Menschenrechte sich 
auch an diese wenden.« Die Autoren verweisen auf BVerfGE 66, 39, 56 f., wo das 
Gericht die Ansicht geäußert hat, daß »der menschenrechtliche Schutzbereich der 
vom Grundgesetz anerkannten Grundrechte und Grundfreiheiten« sich »gegen jed­
wede hoheitliche Gewalt« richtet.
35 Zu dieser Spannung siehe Hofmann (Fn. 18), S. 165, 171; ff. Brügger, Menschen­
rechte im modernen Staat, AöR 114 (1989), S. 537 f.
36 Vgl. hierzu H. Bielefeldt, Zum Ethos der menschenrechtlichen Demokratie. Eine 
Einführung am Beispiel des Grundgesetzes, 1991, S. 40.
37 Dazu schon oben Fn. 18 und 22.
telbar bindende subjektive Rechte konfrontiert: Menschenwürde und 
Menschenrechte sollen unantastbar, unverletzlich und unveräußerlich 
sein. Das weist auf absolute Nichteinschränkbarkeit hin, was ange­
sichts der Dynamik und Offenheit, die diese Begriffe im politischen 
und auch rechtlichen Diskurs haben, kaum durchzuhalten ist. Diesem 
Problem entgeht man, wenn man Art. 1 Abs. 1 und 2 als oberste Kon­
stitutionsprinzipien der Staatsgewalt versteht und die konkrete, fall­
gruppenabhängige Präzisierung und Durchsetzung dieser Leitlinien 
dem Verfassungsgesetzgeber und einfachen Gesetzgeber überläßt. Da­
mit wird nicht nur Rechtssicherheit geschaffen (der Kernpunkt des 
Rechtspositivismus); dem politischen Prozeß wird so seine Aufgabe 
der moralisch-rechtlichen Deliberation (der Kernpunkt von Natur­
recht) und demokratischen Entscheidung nachdrücklich vor Augen ge­
führt. Gleichzeitig wird einer zu starken Juridifizierung vorgebaut. All 
dies sind Vorteile gegenüber der Interpretation der herrschenden Mei­
nung. Deren Hauptstärke scheint die Konstruktion des Art. 1 Abs. 1 als 
subjektives öffentliches Recht zu sein, die nach der hier vorgeschlage­
nen Altemativsicht entfiele. Aber entgegen dem ersten Anschein wäre 
damit keine Grundrechtsschwächling verbunden:
Worin auch immer die Menschenwürde besteht, herrscht doch 
breite Übereinstimmung dahingehend, daß sich ein jeder Angriff auf 
die Menschenwürde als ein Eingriff entweder in die Freiheit oder die 
Gleichheit des betreffenden Menschen analysieren läßt.38 9 Dazu muß 
38 Dieses Problem wird von Vertretern der h.M. gesehen, allerdings ohne die Konse­
quenz zu ziehen, Art. 1 Abs. 1 stelle kein subjektives Recht dar. Vgl. etwa Hofmann 
(Fn. 27), S. 374 mit Fn. 106 und Höfling (Fn. 1), Art. 1 Rn. 9, der in bezug auf die 
Unantastbarkeit der Menschenwürde von einem »Konkretisierungsdilemma« 
spricht: »Entweder man nimmt den Normtext ernst, erkauft sich dies aber mit 
einem relativ weitgehenden Verzicht auf praktische Relevanz des Verfassungssat­
zes, oder man setzt die Menschenwürdegarantie für die alltägliche Rechtsarbeit in 
>kleine Münzet um, vermag dies jedoch nur um den Preis einer unzulässigen Auf­
weichung und Relativierung des Normbefehls. Beides zusammen - also: große 
praktische Relevanz und absoluter Unbedingtheitsanspruch - ist nicht zu haben«, 
m.w.N. Siehe auch R. Spaemann, Über den Begriff der Menschenwürde, in E.-W. 
Böckenfbrde/R. Spaemann, Hrsg., Menschenrechte und Menschenwürde, 1987, 
S. 295, 307.
39 Genau in diesem Sinn war der an die Menschenwürdegarantie in Art. 1 Abs. 1 an­
schließende Abs. 2 in der Fassung des Allgemeinen Redaktionsausschusses vom
man unterstellen, daß unter Freiheit im weitesten Sinn die Handlungs­
freiheit des Menschen und insbesondere das Persönlichkeitsrecht fällt, 
und daß unter Gleichheit der allgemeine Rechtsstatus als ein anderen 
Menschen Gleicher zu verstehen ist. Genau diese Unterstellung macht 
das Grundgesetz, indem es in Art. 2 Abs. 1 und 3 Abs. 1 ein allgemei­
nes Freiheits- und Gleichhcitsrecht gewährleistet. Zudem interpretiert 
das BVerfG das in Art. 2 Abs. 1 verankerte Grundrecht auf Persönlich­
keitsentfaltung in differenzierter Art und Weise: Diese Vorschrift 
schützt sowohl die allgemeine Handlungsfreiheit, d.h. alles, was ein 
Mensch tun oder lassen will, als auch das allgemeine Persönlichkeits­
recht, das sich nach Auffassung des Gerichts wiederum in mehrere 
Fallgruppen auffachert.40 Mit anderen Worten: Jede behauptete Men­
schenwürdeverletzung läßt sich im Rahmen eines allgemeinen oder 
speziellen Freiheits- oder Gleichheitsrechtes des Grundgesetzes the­
matisieren und prüfen. Zwar wird manchmal die Notwendigkeit der 
Reservefunktion der Menschenwürdegarantie als subjektives öffentli­
ches Recht ins Spiel gebracht, aber es fehlt an einleuchtenden Hinwei­
sen auf Fälle, in denen die Freiheits- oder Gleichheitsrechte des Grund­
gesetzes nicht greifen sollten.41
Bei der Prüfung der Grundrechte der Art. 2 ff. kann und muß man 
natürlich das oberste Verfassungsprinzip der Menschenwürde im Auge 
behalten und, soweit es betroffen ist, achten und schützen. Diese Auf­
gabe wird durch die hier präferierte Sicht nicht ausgeschlossen, son­
dern gerade eingeschlossen.42 Und es bietet sich an, die weit verbrei-
13.12.1948 formuliert: »Die Freiheit und die Gleichheit des Menschen, seine Ver­
pflichtung gegenüber dem Nächsten und gegenüber der Gesamtheit sind die Grund­
lage aller menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der 
Welt«: JöR N.F. 1 (1951), S. 51. Vgl. auch BVerfGE 5, 85, 205 und Bielefeldt 
(Fn. 36), S. 31 ff.
40 Vgl. hierzu etwa Kitnig (Fn. 1), Art. 1 Rn. 10; Art. 2 Rn. 3 ff., 30 ff.
41 Vgl. hierzu Dürzg (Fn. 15), Art. 1 Rn. 13, 88; Jarass/Pieroth (Fn. 1), Art. 1 Rn. 2 a, 
3, 12 a; Art. 2 Rn. 25 ff.; Starck (Fn. 1), Art. 1 Rn. 17, 91; Höfling (Fn. 1), Art. 1 
Rn. 57 mit Fn. 215; Geddert-Steinacher (Fn. 12), S. 167 ff., 172: »eine Verletzung 
der Würde des Menschen [ist] stets mit einer Verletzung zumindest des allgemei­
nen Freiheits- oder Gleichheitsgrundrechts verbunden«.
42 Im Detail können die unterschiedlichen Wirkungen, die das Prinzip der Menschen­
würde entfalten würde, hier nicht dargestellt werden. Vgl. hierzu ausführlich Ged­
dert-Steinacher (Fn. 12), S. 173 ff. 
tete Praxis des BVerfG und der Literatur, bei behaupteten Würdever­
letzungen den Art. 1 Abs. 1 in Verbindung mit einem der Grundrechte 
der Art. 2 ff. zu prüfen, in diesem Licht zu interpretieren oder notfalls 
zu rekonstruieren.
Wenn also ein jeder behaupteter Angriff auf die Menschenwürde in 
den Schutzbereich eines Freiheits- oder Gleichheitsrechtes fällt, worin 
liegt dann der praktische Unterschied zwischen der Sicht der herr­
schenden Meinung und der hier vorgeschlagenen Auffassung? Der Un­
terschied ergibt sich auf der Schrankenebene: Nach vorherrschender 
Ansicht ist der Schutz der Menschenwürde absolut. Jeder Eingriff in 
die Menschenwürde stellt automatisch eine Verletzung dar, ist ver­
fassungswidrig.43 Bei den Grundrechten der Art. 2 ff. dagegen gibt es 
explizite oder implizite Grundrechtsschranken, die es der öffentlichen 
Gewalt ermöglichen, in den Schutzbereich der Grundrechte zum 
Wohle anderer oder zum Schutz von objektiven Rechtsgütem einzu­
greifen. Es macht also einen erheblichen praktischen Unterschied, ob 
man einen Eingriff als einen Eingriff in Art. 1 Abs. 1 oder in ein (nach 
herrschender Meinung anderes) Grundrecht einstuft. Das ist für denje­
nigen, der einen Angriff auf die Menschenwürde rügt, natürlich ein ge­
waltiger Unterschied: Wird ein solcher Angriff bejaht, braucht man 
nicht mehr auf die konkrete Situation zu schauen oder konkurrierende 
Interessen zu berücksichtigen. In die Menschenwürde darf nie, unter 
gar keinen Umständen eingegriffen werden - auf die konkrete Situa­
tion und die Kosten staatlicher Untätigkeit kommt es nicht an. Mit der 
Behauptung eines Angriffs auf die Menschenwürde sind im politischen 
Diskurs noch weitere Vorteile verbunden: Verletzungen der Men­
schenwürde sind tabu. Wem eine solche Verletzung nachgesagt wird, 
dem droht der gesellschaftliche Ausschluß. All das kann man für gut 
halten im Hinblick auf die Errichtung einer effektiven Tabugrenze für 
Angriffe auf die Menschenwürde. Und trotzdem erheben sich gravie­
rende Bedenken gegen diese Sicht:
43 Vgl. Podlech (Fn. 8), Art. 1 Abs. 1 Rn. 73; Kunig (Fn. 1), Art. 1 Rn. 4; Höfling 
(Fn. 1), Art. 1 Rn. 10; BVerfGE 75, 369, 380.
Ein erstes Bedenken ergibt sich aus der Tatsache, daß es nach dem 
Wortlaut des Grundgesetzes neben der Menschenwürde noch andere 
Grundrechte ohne Schrankenbestimmung gibt, etwa die Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit in Art. 4 Abs. 1 und 2 GG oder die Kunstfrei­
heit in Art. 5 Abs. 3 GG. Auch dies sind also, der Textgestalt nach, ab­
solute Rechte. Trotzdem ist bei diesen Rechten anerkannt, daß sie im­
manenten Grundrechtsschranken unterliegen. Das sind solche Be­
schränkungen, die sich aus konkurrierenden Grundrechten anderer 
Personen oder aus sonstigen Verfassungsrechtsgütem ergeben, die im 
konkreten Fall den Vorrang genießen. Warum gelten solche immanen­
ten Grundrechtsschranken nur bei den schrankenlosen Grundrechten 
hinter Art. 1 GG? Warum gelten sie nicht auch bei der Garantie der 
Menschenwürde, wo doch Wissenschaft und Praxis davon ausgehen, 
in den meisten Grundrechten und insbesondere in den vermeintlich 
schrankenlosen Grundrechten stecke ein Menschenwürdegehalt?
Diese Diskrepanz ließe sich nur dann ausräumen, wenn man die 
Auslegung der Menschenwürdegarantie auf brutalste Erniedrigungen 
beschränken würde, die so grausam sind, daß man mit Sicherheit da­
von ausgehen kann, daß, wie immer die Umstände sein mögen, eine 
solche Art von Erniedrigung niemals vorgenommen werden darf.44 
Diese Sicht scheint auf den ersten Blick plausibel, wie etwa das Para­
debeispiel Folter deutlich macht, die nach Auffassung der herrschen­
den Meinung, weil sie einen Eingriff in Art. 1 Abs. 1 darstellt, nie zu 
rechtfertigen ist. Aber selbst diese Auffassung wird zweifelhaft, wenn 
man an den Fall denkt, in dem ein Mensch andere Menschen foltert 
und die Rettung der Gefolterten nur durch einen staatlichen Eingriff in 
die Würde des Folterers möglich ist - etwa durch eine Aussagenerpres­
sung. Wenn Würde gegen Würde steht und eine Entscheidung getrof­
fen werden muß, spricht mehr für als gegen einen Eingriff in die 
44 Im Sinne etwa als »Verbot viehischer Behandlung«: Hofmann (Fn. 27), S. 366, 
oder als »Diffamierung, Diskriminierung, Erniedrigung, Brandmarkung, Verfol­
gung, Ächtung, Entrechtung und grausame Bestrafung«: BayVerfGH, BayVBl. 
1982, S. 47,50, zitiert bei Höfling(Fn. 1), Art. 1 Rn. 13. Aber selbst bei diesen Ele­
mentarbegriffen läßt sich die Dynamik kaum herausnehmen, wenn man etwa an all 
das denkt, was als >Diffamierung<, >Diskriminierung< angesehen wird oder wie um­
stritten dasjenige sein kann, was als tgrausame Bestrafungt zu gelten habe.
Würde des Rechtsbrechers, wenn nur dadurch das Leben und die 
Würde rechtstreuer Bürger gerettet werden können.45 6
Aber davon abgesehen ist auch die Prämisse illusorisch, im politi­
schen Diskurs ließen sich Menschenwürdeverletzungen von sonstigen 
Beschränkungen der Persönlichkeitsentfaltung oder der gleichen Ach­
tung aller Menschen ausreichend klar unterscheiden, so daß man nur 
die erstgenannten Eingriffe unter den schrankenlos gewährleisteten 
Art. 1 Abs. 1 subsumieren könne, während andere Eingriffe den ein­
schränkungsfähigen sonstigen Grundrechten unterfielen. Die Vor­
gänge, die Menschen als schlimme Eingriffe empfinden, hängen von 
komplexen individuellen und sozialen Faktoren ab und lassen sich 
nicht auf altbekannte Grausamkeiten reduzieren. Und wenn solche 
Eingriffe individuell oder auch sozial - etwa von Interessenverbänden 
- intensiv empfunden werden, werden die Betroffenen nicht auf die 
Sprengkraft der Behauptung einer Verletzung der Menschenwürde 
verzichten.46 Das gilt auch für den juristischen Diskurs der Verfas­
sungsrechtler. Zwar ist allen Kommentatoren des Art. 1 Abs. 1 GG die 
Gefahr bewußt, diese Kemvorschrift durch zu große Ausdehnung zu 
entwerten, zur kleinen Münze zu machen. Die meisten Experten plä­
dieren auch für eine Beschränkung des Schutzbereichs von Menschen­
würde auf - die Formulierungen schwanken im Detail - gravierende 
45 Hierzu näher IV. Brügger, Würde gegen Würde, VB1BW 1995, S. 414 f., 446 ff. 
und ders., Darf der Staat ausnahmsweise foltern?, Der Staat 35 (1996), S. 67 ff.
46 Vgl. als Beispiele behaupteter Würdeverletzungen: die Einführung einer neuen 
Amtsbezeichnung; die Wahl der Schreibweise eines Umlauts (oe oder ö); die Form 
der militärischen Grußpflicht; vor einer roten Ampel auch bei fehlender Verkehrs­
gefährdung halten zu müssen: Kunig (Fn. 1), Art. 1 Rn. 8 m.w.N. Siehe auch Dreier 
(Fn. I), Art. 1 Abs. 1 Rn. 35; Hofmann (Fn. 27), S. 353 f., 356 zum »inflationären 
Gebrauch des Menschenwürdearguments« und beispielsweise Rhcin-Neckar-Zei- 
tung v. 8. Mai 1996, S. 1 in einem Bericht über »DGB sagt Bonn den Kampf an«: 
»Das Bonner Sparprogramm sei ein >Angriff auf die Menschenwürde< und den so­
zialen Frieden, sagte Schulte.« Solche Zitate zu allen möglichen Vorhaben einer je­
den Regierung finden sich fast jeden Tag in den Massenmedien. Ich selbst habe 
einige (vergebliche?) Anstrengungen unternommen, über den Begriff »exemplari­
sche Unrechtserfahrung» berechtigte von unberechtigten Menschenwürde- und 
Menschenrechtsforderungen zu unterscheiden. Vgl. Brügger (Fn. 35), S. 559 ff.; 
ders., Stufen der Begründung von Menschenrechten, Der Staat 31 (1992), S. 19, 
21 ff.
Angriffe. Aber dann werden Systematiken entwickelt, die deutlich er­
kennen lassen, daß im Grunde doch das ganze Geflecht der Grund­
rechte der Art. 2 ff. erfaßt sein soll, die doch unzweifelhaft in begrün­
deten Fällen einschränkbar sind.47 Also sind dann die einzelnen Grund­
rechte oder ist die Menschenwürde betroffen? Das wird nicht immer 
klar, obwohl es für die Frage der Rechtfertigung von Eingriffen be­
deutsam wäre48, und die oft gewählte Formulierung »Menschenwürde 
in Verbindung mit< einem Grundrecht der Art. 2 ff. verdeckt mehr, als 
daß sie zur Klarheit beiträgt.
Aber man sollte diese scheinbar unausweichlichen Expansionsten­
denzen nicht unbedingt der mangelnden intellektuellen Disziplin oder 
dem nicht zu bremsenden Systematisierungs- und Optimierungsdrang 
mancher Verfassungsrechtler oder des BVerfG anlasten, das schon 
früh formuliert hat: »Um seiner Würde willen muß [dem Menschen] 
eine möglichst weitgehende Entfaltung seiner Persönlichkeit gesichert 
werden.«49 Die Gründe für diese Sogwirkung sind auch begrifflicher 
und rechtspositiver Art: Was immer Menschenwürde im Detail meint, 
klar ist, daß dieser Begriff stark mit Vorstellungen von Persönlich- 
47 Vgl. Höflingen. 1), Art. 1 Rn. 19 ff.: (1) Achtung und Schutz der körperlichen In­
tegrität; (2) Sicherung menschengerechter Lebensgrundlagen; (3) Gewährleistung 
elementarer Rechtsgleichheit; (4) Wahrung der persönlichen Identität; Starck 
(Fn. 11), Art. 1 Rn. 26 ff: Menschenwürde als (1) Eingriffsverbot; (2) Handlungs­
gebot; (3) Verbots- und Sanktionsgebot; (4) Infonnationsgebot; Zippelius (Fn. 9), 
Art. 1 Rn. 57 ff: (1) Achtung des Eigenwerts als Persönlichkeit; (2) Selbstbestim­
mung über höchstpersönliche Angelegenheiten; (3) Achtung der Privatsphäre im 
übrigen; (4) Materielle Bedingungen; Podlech (Fn. 8), Art. 1 Rn. 17 ff: (1) Freiheit 
vor Existenzangst; (2) Grundsatz der Gleichheit; (3) Spielraum für selbstverant­
wortliche Persönlichkeit; (4) Rcchtsstaatsprinzip; (5) Achtung der leiblichen Kon­
tingenz. Wenn man diese Systematiken betrachtet, werden ihr enger Zusam­
menhang mit Freiheit und Gleichheit der Menschen bzw. mit Persönlichkeitsentfal­
tung - alles einschränkbare Grundrechte - und die »ungeheure Dynamik« - vgl. 
Krawietz (Fn. 9), S. 279 Fn. 134 - des Begriffs der Persönlichkeitswürde deutlich.
48 Vgl. beispielsweise Krawietz (Fn. 9), der auf S. 283 vom »absoluten Vorrang« der 
Menschenwürde ausgeht, die also auch nicht eingeschränkt werden darf, dann aber 
auf S. 286 formuliert, es komme künftig darauf an, »die bislang noch fehlenden 
>Differenzierungen< zwischen Grundrechtstatbestand und Grundrechtsschranken 
sehr viel eingehender als bisher herauszuarbeiten.«
49 BVerfGE 5, 85, 204 und hierzu Zippelius (Fn. 9), Art. 1 Rn. 31 f.; Starck (Fn. 11), 
Art. 2 Rn. I.
keitsentfaltung und Gleichheit verbunden ist, die das Grundgesetz 
selbst als Ausgangspunkt seines Grundrechtssystems wählt und dann 
verhaltens- und bereichsspezifisch ausdifferenziert. Wenn also schon 
die Verfassung zu erkennen gibt, daß es eine kaum in den Griff zu be­
kommende Spannung zwischen der nach herrschender Meinung abso­
lut geschützten Menschenwürde und sonstigen, die Menschenwürde 
relativ mitschützenden Grundrechten gibt, dann ist es konsequenter, 
entweder expansive Deutungen des Menschenwürdegrundrechts für 
einschränkbar zu halten50 oder - wofür ich plädiere - die Menschen­
würde als leitendes objektives Verfassungsprinzip einzustufen, das in 
der Auslegung der konkreten Grundrechte zur Geltung zu bringen ist, 
im Rahmen der allgemeinen Schrankenlehren. Eine Illustration der 
beiden unterschiedlichen Interpretationsansätze bietet die folgende 
Übersicht:
Zwei Sichtweisen des Art. 1 Abs. I und 2 GG
Menschenwürde nach h.M.: Menschenwürde alternativ:
1. Präskriptiver Rechtssatz
2. Oberstes Verfassungsprinzip
3. Unmittelbare Bindung
4. der deutschen Staatsgewalt
5. Subjektives öffentliches Recht
6. Niemals einschränkbar
1. Präskriptiver Rechtssatz
2. Oberstes Verfassungsprinzip
3. Mittelbare Bindung
4. aller Staaten der Welt
5. Objektives Verfassungsprinzip
6. Ausnahmsweise einschränkbar
Menschenrechte nach h.M.: Menschenrechte alternativ:
1. Präskriptiver Rechtssatz
2. Zum Teil unmittelbare Bindung
3. als objektives Verfassungsrecht
1. Präskriptiver Rechtssatz
2. Mittelbare (über Art. 1 Abs. 3, 25 
und 59 Abs. 2 GG vermittelte) 
Bindung
3. als objektives Verfassungsprinzip
50 Vgl. schon oben Fn. 38. Das Folterverbot ist nicht im expansiven, sondern im ele­
mentaren Bereich von Menschenwürde angesiedelt; es kann aber im Einzelfall zu 
expansiv gedeutet werden. Vgl. meine oben Fn. 45 zitierten Arbeiten.
Braucht man das Grundrecht des Art. 1 Abs. 1 GG wenigstens für 
Eingriffe in den >Menschenwürdegehalt< eines der Grundrechte, um 
diese für verfassungswidrig zu erklären? Nein, denn solche intensiven 
Eingriffe können auch im Rahmen der regulären Grundrechtsprüfung 
über die strenge Anwendung des Verhältnismäßigkeitsprinzips be­
schränkt werden. Der Unterschied reduziert sich in solchen Fällen auf 
folgendes: Auch im Rahmen einer strikten Verhältnismäßigkeitsprü­
fung wird noch abgewogen - welches der konkurrierenden Interessen 
soll unter den gegebenen Umständen das verfassungsrechtlich vorran­
gige sein? Es kommt damit auf zwei Faktoren zur Rechtfertigung des 
Eingriffs an: das verfassungsrechtliche Gewicht der konkurrierenden 
Interessen sowie die Fallumstände. Genau diese Faktoren fallen weg, 
wenn man mit der herrschenden Meinung einen Eingriff in die Men­
schenwürde erst einmal bejaht hat: Dieser ist danach immer eine ver­
fassungswidrige Verletzung, egal, welches Interesse für den Eingriff 
spricht.51 Dieser Prämisse entspricht die Ausblendung der Situation, 
soweit sie das konkurrierende Interesse betrifft. Die Situation wird nur 
in bezug auf denjenigen analysiert, dem ein Eingriff in seine Würde 
droht: Ist der Eingriff intensiv genug oder nicht? Soll es nur auf den ob­
jektiven Grad des Eingriffs ankommen oder auch auf die subjektive 
Eingriffsabsicht?52 Zwar ist es richtig, wenn Rechtsprechung und Lite­
ratur betonen, die Beantwortung der Frage, ob ein Eingriff in die 
Würde vorliegt, sei kontextabhängig.53 Aber es handelt sich um eine 
51 Repräsentativ Podlech (Fn. 8), Art. I Abs. I Rn. 73: »Das Recht auf Wahrung der 
Menschenwürde darf nicht rechtlich eingeschränkt werden. Es gibt keinen Grund, 
der es rechtfertigen würde, die Menschenwürde eines Menschen zu verletzen. Auch 
Gründe der Staatsnotwehr oder des Staatsnotstandes rechtfertigen keinen Eingriff. 
Ebenso ist die Menschenwürde verletzendes Verhalten, z.B. eine Folterung, auch 
nicht zur Rettung anderer Menschen, z.B. einer Geisel, erlaubt.« Eine solche Hal­
tung läßt sich als >deontologisch< einstufen, während die hier vertretene Ansicht 
>konsequentialistisch< ist, also für die Frage nach der Legitimität einer Handlung 
auch die Folgen berücksichtigt. Vgl. zu diesen Ethiktypen R. IK Trapp, Politisches 
Handeln im wohlverstandenen Allgemeininteresse, in H.J. Koch u.a., Hrsg., Theo­
rien der Gerechtigkeit (ARSP-Beiheft Nr. 56), 1994, S. 54 ff.
52 Heftig umstritten ist insbesondere die beide Elemente umfassende Beschreibung 
einer Menschenwürdeverietzung in BVerfGE 30, 1, 25 f.
53 Vgl. BVerfG, aaO; Höfling (Fn. 1), Art. I Rn. 12; Kunig (Fn. 1), Art. 1 Rn. 22.
partiell blinde Kontextanalyse, weil die für den Eingriff sprechenden 
Gründe nicht thematisiert oder aber marginalisiert werden.54
Hier wird die letztlich entscheidende Schwäche der Einstufung der 
Menschenwürde als absolut geschütztes Grundrecht deutlich: Es ist 
eine verfehlte Vorstellung, man könne ohne Hinsehen auf alle Um­
stände und alle betroffenen Interessen kategorische Unrechtsurteile 
abgeben und demgemäß absolute Grundrechte verbürgen. Unrechtsur­
teile und Grundrechte sind immer Antworten auf konkrete Erfahrungs­
lagen, in denen sich die entsprechenden Einschätzungen und die Not­
wendigkeit bestimmter Sicherungsmechanismen herausschälen.55 Nur 
wenn man in bezug auf bestimmte Verhaltensweisen und Kontexte von 
einer klaren moralischen und rechtlichen Einschätzung ausgehen kann, 
die sich auf absehbare Zeit bewähren wird, sollte man entsprechende 
rechtliche Pflichten und subjektive öffentliche Rechte festsetzen. Aber 
auch dann läßt sich in aller Regel kaum ausschließen, daß neue, noch 
nicht bedachte Fälle auftauchen oder die Umstände oder Werturteile 
sich ändern.56 Rechtliche Regelungen rational zu erlassen und zu inter­
pretieren, setzt die Berücksichtigung aller Interessen und Umstände 
voraus. Verfassungsrechtlicher Ausdruck dieser Problemlage sind die 
immanenten und expliziten Grundrechtsschranken, die es der öffentli­
chen Gewalt erlauben, in besonderen Fällen in ein Grundrecht einzu­
greifen, obwohl das in den Schutzbereich fallende Verhalten im Prin­
zip schutzwürdig ist.
54 Dies darzulegen war die Absicht meiner beiden Aufsätze zur Folterproblematik, 
oben Fn. 45.
55 Vgl. hierzu J. Dewey, Theory of the Moral Life, Taschenbuchausgabe 1960, 
Kap. V, § 5. Siehe auch, im Rahmen der Unterscheidung von Prinzipien und 
Regeln, R. Alexy, Theorie der Grundrechte, Taschenbuchausgabe 1986, S. 94 ff., 
267 ff., 272; ferner, im Rahmen des Vorschlags, die Rechtfertigung einer Norm von 
ihrer Anwendung zu unterscheiden, K. Günther, Der Sinn für Angemessenheit. An­
wendungsdiskurse in Moral und Recht, 1988, S. 261 ff; weiterhin, unter Hinweis 
auf die entsprechende Problematik bei Art. 19 Abs. 2 GG, S. Huster, Rechte und 
Ziele, 1993, S. 80 ff; schließlich, im Rahmen eines >Gerechtigkeitsutilitarismus<, 
R.W. Trapp, »Nicht-klassischer« Utilitarismus. Eine Theorie der Gerechtigkeit, 
1988, S. 564 ff.
56 Rein hypothetische Fälle, die ein getroffenes Urteil abändem würden, brauchen al­
lerdings nicht zur Rechtsänderung zu fuhren, sonst könnte man fast keine Rechts­
entscheidung mehr treffen.
Der Sache nach heißt dies: Es besteht eine - oft starke - Freiheits­
vermutung für den Bürger, dessen Verhalten in den Schutzbereich ei­
nes Grundrechts fallt. Aber es ist nur eine Vermutung, und Vermutun­
gen können widerlegt werden. Manchmal ist es notwendig und legitim, 
im konkurrierenden öffentlichen oder privaten Interesse einen Grund­
rechtsträger in seine Schranken zu weisen, um die Grundrechte für alle 
zu effektivieren! Die Aufrichtung von Tabus reicht in dieser Hinsicht 
nicht aus57, helfen können nur der informierte öffentliche Diskurs und 
die Entscheidung der zuständigen Stellen anhand der Grundrechte, die 
jeden Grundrechtseingriff rechtfertigungspflichtig machen. Diese 
Rechtfertigungspflicht stellt eine hohe - und je intensiver Menschen­
würdeaspekte betroffen sind, desto schwieriger zu überwindende - 
Hürde dar! Aber den Diskurs und den Entscheidungsprozeß mit dem 
Hinweis auf Tabugrenzen zu verhindern oder zu verlassen, ist keine 
Lösung. Dazu sind die Tabugrenzen zu unterschiedlich und die Ver­
ständnisse von Menschenwürde und Persönlichkeitsentfaltung zu dy­
namisch und zum Teil auch zu unterschiedlich.
IV. Der Rechtsbegriff der Menschenwürde
Damit stellt sich die Aufgabe, über die bisherigen Andeutungen^ 
hinaus zu klären, worin denn die Würde des Menschen liegt. Bisherbin 
ich davon ausgegangen, die Würde des Menschen habe mit der glei­
chen Freiheit aller Menschen zu tun, mit Persönlichkcitsentfaltung und 
Gleichberechtigung, und die Schrecken der Naziherrschaft hätten so 
57 Zur Menschenwürde als Tabugrenze siehe Höfling (Fn. 1), Art. 1 Rn. 17 m.w.N. 
Viel hängt hier vom Verständnis von >Tabu< ab: Wenn damit gemeint ist, daß Men­
schen als Privatpersonen und Amtswalter eine hohe emotionale und verstandesmä­
ßige Hürde in sich errichten sollten, die sie bei in Aussicht genommenen Eingriffen 
in die Persönlichkeitsentfaltung zurückschrecken läßt, so ist dies zu unterstützen. 
Wenn damit gemeint sein soll, daß das Tabu eine Analyse aller Umstände und aller 
betroffenen Interessen vor der Fällung einer Entscheidung verhindern soll, dann ist 
das abzulehnen.
deutlich wie nie zuvor vor Augen geführt, daß die Menschenwürde an­
tastbar sei und gerade deswegen zu achten und zu schützen sei. Die 
Vorsicht dieser Umschreibungen ist nicht zufällig, sondern bei allen 
Juristen nachweisbar, die, nicht einer speziellen Philosophie oder 
Theologie der Menschenwürde verpflichtet, mit dem Rechtsbegriff der 
Würde des Menschen und der Schwierigkeit seiner Auslegung kon­
frontiert sind. Diese Schwierigkeit rührt daher, daß der Begriff nicht 
einheitlich verstanden wird , und selbst wenn er einheitlich verstan­
den würde, müßte immer noch getrennt geprüft werden, ob die gefun­
dene Definition für Zwecke des deutschen Verfassungsrechts und für 
den Aufbau der Art. 1 ff. GG angemessen ist. Zudem ist in dem Begriff 
eine Spannung zwischen Minimal- und Maximalbestimmung angelegt, 
wie die Praxis des BVerfG zeigt, Art. 1 Abs. 1 in der Regel mit Art. 2 
Abs. 1 GG oder einem anderen Grundrecht zusammen zu prüfen und 
etwa zu formulieren, daß dem Menschen um seiner Würde willen eine 
größtmögliche Persönlichkeitsentfaltung zu gewährleisten sei.58 9 Der 
von der herrschenden Meinung in Literatur und Rechtsprechung ge­
wählte Weg, mit diesen Schwierigkeiten umzugehen, besteht im Ver­
zicht auf eine subsumtionsfahige Positivdefinition und in der Wahl ei­
ner Negativdefinition durch Konzentration auf die von Dürig im An­
schluß an Kant60 formulierte Objektformel, die einschlägige Verletzun­
gen indizieren soll: »Die Menschenwürde ist getroffen, wenn der kon­
krete Mensch zum Objekt, zu einem bloßen Mittel, zur vertretbaren 
Größe herabgewürdigt wird ... Ganz offenkundig mißachten jene 
Verletzungsvorgänge die Menschenwürde, die den Menschen auf die 
Ebene der Sache oder des Tieres herabwürdigen.«61 Vielleicht hilft es,
58 Vgl. R.P. Horstmann, Art. Menschenwürde, in Hist. Wörterbuch der Philosophie, 
Band 5, 1980, Sp. 1124 ff.; Spaemann (Fn. 38); B. H. Reifenrath, Hrsg., Philoso- 
phica Propaedeutica: Menschenwürde, 1986; Zippelius (Fn. 9), Art. 1 Rn. 2 ff.; 
Starck (Fn. 11), Art. 1 Rn. 1 ff; Dreier (Fn. 1), Art. 1 Abs. 1 Rn. 2 ff. und unten 
Fn. 62 und 66.
59 Vgl. oben Fn. 49.
60 Vgl. /. Kant, Grundlegung zur Metaphysik der Sitten, in Kants Werke, Preußische 
Akademieausgabe Band IV, 1968, S. 385, 427 ff.
61 Dürig (Fn. 15), Art. 1 Abs. 1 Rn. 28, 30. Vgl. auch Hofmann (Fn. 27), S. 359 f.
im folgenden zwei Ebenen zu unterscheiden, die sich gedanklich tren­
nen lassen, letztendlich aber doch aufeinander verweisen.62
1. Die unantastbare, gleiche Würde aller Menschen als Basis
Das Grundgesetz geht, wie die Charta der Vereinten Nationen von 
1945, die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948 und 
viele andere Menschenrechtspakte, die als Reaktion auf den II. Welt­
krieg geschlossen wurden, von der gleichen Würde aller Menschen 
aus.63 Von nun an sollen innerstaatliche und zwischenstaatliche Ver­
hältnisse so geregelt werden, daß »Würde und Wert der menschlichen 
Persönlichkeit«64 gesichert sind, daß »die Anerkennung der allen Mit­
gliedern der menschlichen Familie innewohnenden Würde«65 Grund­
lage des Status aller Menschen in den Staaten wird. Art. 1 der Allge­
meinen Erklärung der Menschenrechte, sozusagen das Vorbild des Art. 
1 GG, formuliert folgerichtig: »Alle Menschen sind frei und gleich an 
Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen be­
gabt und sollen einander im Geist der Brüderlichkeit begegnen.«
Was mit dieser Konzeption für Zwecke interner staatlicher Organi­
sation zunächst einmal für irrelevant erklärt wird, sind unterschied­
liche soziale Wertschätzungen, Ehren, Würdigkeiten, je nachdem, wel­
chen Status man gesellschaftlich über Geburt, Stand, Leistung oder 
Darstellung erworben hat - davon soll der Grundrechtsstatus nicht ab­
hängen. Die Würde, von der Art. 1 GG und die genannten Erklärungen 
sprechen, ist eine mit dem Menschenstatus, und nicht mehr, verbun­
dene Würde. Eine solche Würde kann nur an Merkmale anknüpfen, die 
den Menschen gegenüber der unbelebten Natur und dem Tier aus- 
62 Die folgende Unterscheidung hat Affinitäten zu der Differenzierung von idealisti­
schen, Wert- bzw. Mitgifikonzeptionen auf der einen Seite und empiristischen, Lei- 
stungs- bzw. Darstellungskonzeptionen der Menschenwürde auf der anderen Seite. 
Vgl. Geddert-Steinacher (Fn. 12), S. 110 ff.; Hofmann (Fn. 27), S. 357 ff.; Dreier 
(Fn. 1), Art. 1 Abs. 1 Rn. 40 ff.
63 Vgl. schon oben Fn. 20 und Häberle (Fn. 13), Rn. 1 ff.
64 Präambel der UN-Charta.
65 Präambel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte.
zeichnen - genau dieser Gedanke kommt in der Objektformel zum 
Ausdruck. Als solche unterscheidenden Charakteristika fungieren ins­
besondere: die Sprach- und Argumentationsfähigkeit, die Möglichkeit 
der Orientierung des Handelns an Vorstellungen von gut und böse, ge­
recht und ungerecht, die Möglichkeit und Notwendigkeit der Identi­
tätsfindung und Persönlichkeitsformung; zusammengenommen, des 
Menschen Freiheit zur Persönlichkeitsentfaltung im faktischen oder 
auch normativ qualifizierten Sinne als vernünftige, verantwortliche 
Persönlichkeitsentfaltung.66 Oft wird auch der Begriff Autonomie67 
genannt. Wie auch immer man die Akzente setzt, so scheint in dieser 
Argumentationsebene doch der Schwerpunkt nicht auf realer Entfal­
tung zu liegen, die ja bekanntlich erheblich differiert; er liegt auf der 
Möglichkeit eines jeden Menschen zur faktischen oder sittlichen 
Selbstbestimmung’*, die in aller Regel69 mit dem Menschsein an sich 
gegeben ist. Nur wenn man vom konkreten Realisierungsgrad an
66 Vgl. etwa R. Nozick, Anarchie, Staat, Utopia, o.J., S. 57; Diirig (Fn. 15), Art. I 
Rn. 17 und den begriffsgeschichtlichen Überblick bei R. Specht, Stadien des Per­
sonbegriffs, in T.S. Hoffmann/S. Majetschak, Hrsg., Denken der Individualität. FS 
J. Simon, 1995, S. 27 ff.
67 Vgl. R. Goodin, The Political Theories of Choice and Dignity, Am.Phil.Qu. 18 
(1981), S. 91, 96; Bielefeldt (Fn. 36), S. 23 ff.; Kant (Fn. 60); Hofmann (Fn. 18); 
J. Christman, Constructing the Inner Citadel: Recent Work on the Concept of 
Autonomy, Ethics 99 (1988), S. 109 ff.
68 Die Möglichkeiten der Menschen zur faktischen oder sittlichen Selbstbestimmung 
bzw. Autonomie werden hier zusammengenommen, obwohl man die beiden Vari­
anten philosophisch unterscheiden könnte; erstere steht dem Aristotelismus, letz­
tere Kant nahe. Grund für die einheitliche Behandlung ist nicht die Möglichkeit, in 
Fällen, in denen die Potentialität nicht zur Verwirklichung kommt, dem Menschen 
die Würde abzusprechen. Ganz im Gegenteil erfordert die Konzeption einer glei­
chen Würde gerade, wie der Text deutlich macht, daß man von der Faktizität von 
Selbstbestimmung bzw. von der moralischen Beurteilung konkreter Handlungen 
absieht, weil diese in aller Regel ungleich sind bzw. ungleich beurteilt werden. 
Trotzdem soll diesen Menschen (etwa einem Todkranken, der keine Möglichkeiten 
der Selbstentfaltung mehr hat, oder einem Verbrecher, der Unrecht getan hat) Men­
schenwürde und ein Achtungsanspruch als Person zustehen. Mit anderen Worten: 
Auf der ersten Ebene der Reflexion - derjenigen auf die >Pcrson< - muß man auf 
Gesichtspunkte möglicher Entfaltung zurückgreifen, um Verkürzungen des Men­
schenwürdeschutzes entgegenzuwirken, die durch Abstellen auf die konkreten La­
gen oder Taten von Persönlichkeiten Zustandekommen könnten.
69 Zu Problemfällen siehe Dürig (Fn. 15), Art. 1 Rn. 25 f; Podlech (Fn. 8), Art. 1 
Abs. 1 Rn. 56 ff; Zippelius (Fn. 9), Art. 1 Rn. 49 ff; Kunig(fn. 1), Art. 1 Rn. 11 ff. 
Selbstbestimmung absieht, kann man ohne weiteres von der gleichen 
Würde eines jeden Menschen sprechen. Das heißt auch, daß auf dieser 
Stufe die Individualisierung noch nicht in Angriff genommen ist; die 
gleiche Würde ist eine ununterscheidbare, ja anonyme70 71Würde. Sie 
setzt, wenn man so will, an dem Personcharakter aller Menschen an, 
nicht an der individuellen Persönlichkeit einzelner Menschen?' Philo­
sophie und Theologie stellen Begründungen für diesen Personcharak­
ter bereit.72
Anders ist dies im Schritt von der Potentialität der Selbstbestim­
mung zu deren Aktualisierung und Darstellung. Dann werden die Men­
schen unterscheidbar, bekommen unverwechselbare Gesichter, bilden 
Individualität und Identität aus. Lebenspläne werden entworfen, ver­
wirklicht, aber nicht immer mit Erfolg - manche Hoffnungen erfüllen 
sich nicht. Lebenspläne einzelner Menschen konkurrieren, Ungleich­
heiten kommen zustande in bezug auf finanzielle Belohnung, aber 
auch den Grad sozialer Anerkennung. Anerkennung wird ausgespro­
chen für besondere Verdienste, aber auch verweigert, wenn jemand 
hinter den Anforderungen zurückbleibt, die die Gesellschaft mit be­
stimmten Rollen, Berufen und Situationen verbindet. Manche Men­
schen verhalten sich würdelos. Insoweit läßt sich durchaus von unter- 
70 So T Pinkard, Democratic Liberalism and Social Union, 1987, S. 6 in bezug auf 
die kantische Position, die ja für das grundgesetzliche Verständnis besonders wich­
tig ist. Vgl. oben Fn. 60.
71 Vgl. zu diesen beiden unterschiedlichen Sichtweisen die historische Analyse von 
G. Simmel, Das Individuum und die Freiheit, in ders., Das Individuum und die Frei­
heit, Taschenbuchausgabe 1993, S. 212 ff., ferner Specht (Fn. 66), S. 36; G. Ell­
scheid, Art. Naturrecht, in H. Krings u.a., Hrsg., Handbuch phil. Grundbegriffe, 
Band 4, 1973, S. 969, 975 f. Ähnlich die Formulierung des BVerfG in E 87, 209, 
228, das die »individuelle Würde der jeweiligen Person« (d.h. im hier vorgeschla­
genen Sprachgebrauch: Würde der Persönlichkeit) von der »Würde des Men­
schen als Gattungswesen« (das meint hier: Würde der >Person<) unterscheidet. Die 
oben vorgeschlagene Begriffsverwendung entspricht aber nicht durchgängig dem 
wissenschaftlichen Sprachgebrauch. Vgl. den informativen Überblick bei T. Her­
mann, Lehrbuch der empirischen Persönlichkeitsforschung, 4. Auflage 1984, S. 17 
ff, der davon spricht, »der Wortgebrauch von >Person<, Persönlichkeit ... [sei] 
geradezu chaotisch«.
72 Vgl. Brügger (Fn. 35), S. 568 ff, ferner Fn. 58,60,62. Daß diese >Letztbegründun­
gen* verfassungsrechtlich nicht verbindlich, sondern alle gleich gültig sind, ergibt 
sich aus Art. 4 Abs. 1 GG.
schiedlichen Würdigkeiten, Ehren73 oder Graden von Achtung und Re­
spekt74 sprechen, die zunächst aus dem Rechtsbegriff der Würde ver­
bannt schienen, nun aber doch plötzlich wieder auftauchen. Das ist 
kein Widerspruch, sondern Ausdruck der Tatsache, daß Achtung und 
Respekt, die mit der Berufung auf Menschenwürde eingefordert wer­
den, an zwei unterschiedlichen Tatbeständen ansetzen können, (1) dem 
allgemeinen Personsein aller Menschen, die in der Anlage zur fakti­
schen und sittlichen Selbstbestimmung liegt, sowie (2) der Herausbil­
dung einer individuellen Persönlichkeit, die Resultat gelungener 
Selbstverwirklichung ist.75 Die beiden Ebenen lassen sich analytisch 
klar trennen, hängen aber in der Praxis oft zusammen, was, wie die fol­
genden Ausführungen zeigen werden, zu schwierigen Abgrenzungs­
und Zurechungsproblemen führt.
Soweit man den Menschen nur durch diese Anlage zur Selbstbe­
stimmung charakterisiert sieht, bedarf es, was oft in Vergessenheit ge­
rät, nicht unbedingt deren Aktualisierung, um von menschlicher 
Würde zu sprechen. Im Gegenteil kann man Menschen, die sich in ex­
trem schlimmen Situationen wiederfinden, in besonderem Maß Würde 
zusprechen, sofern sie sich von den Umständen nicht unterkriegen las­
sen und ihren Selbststand und innere Unabhängigkeit bewahren76 - 
denken wir etwa an politische Gefangene oder unheilbar Kranke, die 
ihre Lage meistem. Es wäre auch verfehlt, allen Armen die Würde ab­
zusprechen; nicht jede >arme Person< ist eine >arme Person<. Insoweit 
ist es durchaus angebracht, die bisherige These, die Würde sei antast­
bar, verletzbar, zu differenzieren: Die Möglichkeit zur reflektierten 
Selbstverwirklichung kann dem Menschen von außen nicht genommen 
73 Zum Unterschied von Würde und Ehre/Würdigkeit siehe P. Beiger u.a., Das Unbe­
hagen in der Modernität, 1987, S. 75 ff.
74 Das zeigt schon die Umgangssprache, die Achtung von Hochachtung unterscheidet 
oder bei besonderen Leistungen sagt: >Respekt, Respekt!<
75 Vgl. Pinkard (Fn. 70), S. 32 ff., der dementsprechend zwischen »Respect for Per­
sons and Respect for Choices« von konkreten Individuen unterscheidet.
76 Vgl. Spaemann (Fn. 38), S. 299; Goodin (Fn. 67), S. 96; Specht (Fn. 66), S. 31; 
Dreier (Pn. 1), Art. 1 Abs. 1 Rn. 75.
werden, >lediglich< deren Aktualisierung.77 78Selbst beim Tod durch Er­
hängen kann es durchaus sein, daß der Henker sich würdelos verhält, 
78das Opfer dagegen nicht.
Antastbar wird die Würde, soweit der Schritt von der Potentialität 
zur Aktualisierung von Selbstbestimmung und zur Darstellung von In­
dividualität getan wird. Die Anlage soll sich natürlich verwirklichen, 
und die Grundbedürfnisse aller Menschen drängen in die Richtung 
konkreter Persönlichkeitsentfaltung. Das BVerfG hat also recht, wenn 
es formuliert, daß um der Würde des Menschen willen größtmögliche 
Persönlichkeitsentfaltung gewährleistet werden muß.79 Mit zunehmen­
der Aktualisierung nehmen allerdings auch die Besonderheiten der 
Menschen sowie die Ungleichheiten und Konflikte zwischen Indivi­
duen zu, und man kann nicht mehr automatisch davon ausgehen, daß 
Achtung und Respekt gleich zu verteilen sind: Sollen wir dem Mörder 
den gleichen Respekt und die gleiche soziale Achtung entgegenbrin­
gen wie dem rechtstreuen Bürger, der das Opfer wird, oder gar dem 
Polizisten, der unter Einsatz seines Lebens den Anschlag verhindern 
will? Sicher nicht. Hier sind ungleiche >Würdigkeiten< und Achtungs­
grade durchaus angebracht. Respekt ist dem Rechtsbrecher zu entzie­
hen. Aber wie viel? Die Frage spitzt sich vor allem im Strafrecht zu, 
und die Antwort kann nur lauten: Soweit Tat und Schuld dies erfordern 
und diese Individualumstände mit dem allgemeinen Personinteresse an 
potentieller vernünftiger Persönlichkeitsentfaltung in der Zukunft an­
gemessen abgewogen werden.80
Das Beispiel macht ein weiteres deutlich: Solange wir auf der 
Ebene potentieller Selbstverwirklichung und insoweit gleicher Würde 
aller Menschen argumentieren, sind nicht nur die konkreten Gesichter 
77 Vgl. Bielefeldt (Fn. 80), S. 22. Umgekehrt kann auch die Würde von Personen ver­
letzt werden, die nicht (mehr) in der Lage sind, sich selbstbestimmt zu entscheiden. 
Vgl. Pinkard (fn. 84), S. 35.
78 Vgl. Spaemann (Fn. 47), S. 298 f.
79 Vgl. oben Fn. 49.
80 An dieser Stelle ist der Streit darüber angesiedelt, ob die lebenslange Freiheitsstrafe 
menschenunwürdig ist und ob Art. 1 Abs. 1 GG einer Wiedereinführung der (nach 
Art. 102 GG abgeschafften) Todesstrafe entgegenstünde.
lebender Menschen ausgeblendet, sondern auch die Umstände von 
Persönlichkeitsentfaltung. Die gleiche Würde aller Menschen absolut 
zu schützen, ist überzeugend, solange man nur von der Anlage zur 
Selbstbestimmung spricht. Die Aktualisierung von individueller 
Selbstentfaltung kann aber vor Augen fuhren, daß konkurrierende In­
teressen oder Umstände im Spiel sind, die eventuell zu einer Ein­
schränkung der Persönlichkeitsentfaltung nötigen. Genau diese Proble­
matik ist es, die das BVerfG dazu veranlaßt, den Art. 1 Abs. 1 in der 
Regel mit einem konkreten, einschränkbaren Grundrecht zusammen zu 
zitieren. Bliebe das Verständnis des Art. 1 Abs. 1 GG beschränkt auf 
potentielle Selbstbestimmung aller Menschen, wäre in der Tat nichts 
gegen einen absoluten Wert oder ein absolutes, uneinschränkbares 
Grundrecht oder eine ebensolche Rechtspflicht einzuwenden. Dann 
aber wäre die Absolutheit der Vorschrift gekoppelt mit praktischer 
Folgenlosigkeit. Die Menschenwürdegarantie wäre reduziert auf den 
deskriptiven Hinweis, daß die Menschheit in der Person eines jeden 
Menschen als Anlage zwar durch staatliche oder private Eingriffe an 
der Entfaltung gehindert, aber nicht >genommen< und in diesem Sinne 
nicht >angetastet< werden kann. Der politische Gefangene könnte im­
mer noch >in Würde< sein Schicksal auf sich nehmen, und der unheil­
bar Kranke könnte immer noch >in Würde< sterben.
2. Menschenwürde und konkrete Persönlichkeitsentfaltung als Ziel
Die Menschenwürdegarantie des Art. 1 Abs. 1 GG soll aber nicht 
nur dieses Faktum der Unantastbarkeit der Menschheit in der Person 
eines jeden Menschen anerkennen, sondern auch konkrete Entfaltungs­
möglichkeiten sichern. Das ergibt sich aus dem schon geschilderten 
historischen Hintergrund und der Konkretisierung der Garantie der 
Menschenwürde durch Menschenrechte und Grundrechte als Siche­
rungsmechanismen, die ja gerade vor den Eingriffen sichern sollen, die 
die konkrete Entfaltung von Persönlichkeit verhindern. Das ergibt sich
81 Vgl. oben Fn. 38.
auch aus der Systematik des Grundgesetzes, das dem Art. 1 in Art. 2 
Abs. 1 und Art. 3 Abs. 1 ein allgemeines Freiheits- und Gleichheits- 
recht folgen läßt, die sich dann bereichsspezifisch ausfachem. In die­
ser Anordnung fungiert die Menschenwürdegarantie als Grund, 
Grenze und Ziel der folgenden Menschenrechte und Grundrechte.
a) Die Menschenwürde ist Grund der folgenden Grundrechte, 
weil sie nicht nur den Unterschied des Menschen gegenüber Sachen 
und Tieren hervorhebt, sondern im Verhältnis der Menschen unterein­
ander vom Prinzip gleicher Berechtigung und Verpflichtung ausgeht; 
kein Mensch soll als Mensch über oder unter dem anderen stehen. Alle 
Menschen sind in dem Bestreben, sich zu entfalten, gleich zu achten; 
allen kommt Rechtsgleichheit zu. Nur auf dieser Basis kann man ernst­
haft davon sprechen, der Mensch sei Selbstzweck und dürfe deshalb 
nicht nur Zweck für andere oder anderes sein, wie das in der Objektfor-
83 mel zum Ausdruck kommt.
b) Die Menschenwürde ist Grenze der Persönlichkeitsentfaltung 
und staatlicher Regelungsmacht. Eine Staatsordnung, für die die Men­
schenwürde die höchste Leitlinie ist, muß dafür sorgen, daß die empi­
rische Persönlichkeitsentfaltung von Menschen und Gruppen dort ihre 
Grenze findet, wo die Würde anderer Menschen und Gruppen verletzt 
wird; dies gilt auch für den Bereich kollektiv bindender staatlicher Ent­
scheidungen. Dem trägt das Grundgesetz etwa dadurch Rechnung, daß 
beim allgemeinen Recht auf Persönlichkeitsentfaltung die Rechte an­
derer als Schranke dienen, oder indem Anküpfungspunkte wie Ge­
schlecht und Rasse grundsätzlich nicht zur Verteilung von staatlichen 
Vorteilen und Lasten zugelassen werden.82 34 Die Grenzsetzungsfunktion 
82 Hier entfalten die oben Fn. 47 angeführten Systematiken von Persönlichkeitsent­
faltung ihren Wert. Aber in dieser Ebene geht es nicht nur um Schutz einzelner 
Lebenspläne, sondern auch um Ausgleich von Konflikten und um Begrenzung im 
Allgemeininteresse.
83 Vgl. oben Fn. 59 f. und Spaemann (Fn. 38), S. 300 f.; Dreier (Fn. 1), Art. 1 Abs. 1 
Rn. 11 f.
84 Vgl. Art. 2 Abs. 1 und die Diskriminierungsverbote des Art. 3 Abs. 3 GG.
der Menschenwürde drückt sich generell im >Menschenwürdegehalt< 
einzelner Grundrechte aus, der wegen des grundlegenden Charakters 
des Art. 1 Abs. 1 GG (und unabhängig davon, ob man diesen auch als 
subjektives öffentliches Recht versteht) in diesen Grundrechten zu 
achten und zu schützen ist.
c) Gleiche Persönlichkeitsentfaltung aller Menschen als Ziel von 
Menschenwürde'. Je enger man freilich Menschenwürde und Per­
sönlichkeitsentfaltung zusammenfugt und als universalistisches Opti­
mierungsgebot versteht, und je mehr man die Rechtsgleichheit in Rich­
tung effektive Chancengleichhheit aller Menschen entwickelt, desto 
schwieriger wird es, Differenzierungen zu treffen, die kontextabhängig 
sind, die auf geschichtlichen Selbstverständnissen, kulturellen Identi­
täten, nationalstaatlicher Organisation oder spezifischen Handlungs­
umständen aufbauen. Wenn tendenziell jeder Aspekt von Persönlich­
keitsentfaltung Ausdruck der Würde des Menschen ist, und wenn allen 
Menschen auf der Welt eine reale Chancengleichheit zu garantieren ist, 
dann werden fast alle Unterschiede und Ungleichheiten zwischen 
Menschen, Staaten und Völkern zur Diskriminierung und zu einer Un­
gerechtigkeit, die das friedliche Zusammenleben im Sinne von Art. 1 
Abs. 2 GG bedroht.
Das Grundgesetz vertritt keinen solchen egalitären Universalismus, 
sondern baut nach wie vor auf einem zwischen >innen< und >außen< un­
terscheidenden, wenngleich in vieler Hinsicht auch zwischen National­
staat und loffener Staatlichkeit vermittelnden Politikverständnis und 
85Verantwortungszusammenhang auf. Das zeigt sich etwa daran, daß 
es zwischen Deutschengrundrechten und Jedermannsgrundrechten un­
terscheidet. Die Berufsfreiheit des Art. 12 Abs. 1 z.B. steht nur Deut­
schen, aber nicht Ausländem zu, obwohl für Nichtdeutsche berufliche
85 Vgl. schon oben Abschnitt III. Das Nationalstaatsprinzip wird in den Lehrbüchern 
des Verfassungsrechts kaum einmal erläutert, obwohl es den Hintergrund vieler 
Staatsorganisationsregelungen und der als Deutschenrechte ausgestalteten Grund­
rechte bildet. Es wird meist >von hinten< eingefuhrt: über Kapitel, die sich mit der 
Rechtsstellung von Ausländern in Deutschland befassen. Vgl. aber J. Bleckmann, 
Staatsrecht 1 - Staatsorganisationsrecht, 1993, § 13.
Persönlichkeitsentfaltung sicher genauso wichtig ist wie für Deut­
sche.86 87Ferner knüpft das Grundgesetz demokratische Wahlrechte auf 
Landes- und Bundesebene an den Status der Staatsangehörigkeit; blo­
ßes legales Verweilen auf dem Staatsgebiet der BRD reicht nicht aus, 
obwohl demokratische Mitbestimmung weithin als Menschenrecht an- 
gesehen wird. »Kein Deutscher darf an das Ausland ausgeliefert wer­
den«, sagt Art. 16 Abs. 2 GG; Ausländer können sich auf diese Norm 
nicht berufen. Weiterhin verleiht das Grundgesetz den Statusdeut­
schen, d.h. Deutschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit (Vertriebe­
nen, Flüchtlingen und Aussiedlern) Privilegien, die Ausländem im 
Sinne des Ausländergesetzes nicht zustehen.88 Bis 1993 gewährte die 
Verfassung allen politisch Verfolgten ein unbeschränktes Asylrecht 
(Art. 16 Abs. 2 S. 2 a.F.); seither ist dieses Grundrecht erheblich einge­
schränkt (Art. 16 a). Damit nimmt der verfassungsändernde Gesetzge­
ber es in Kauf, daß vielen Ausländern, deren Leben bedroht ist und die 
nach Deutschland fliehen wollen, ein Einreise- und Aufenthaltsrecht 
versagt wird.89 All diese konkreten Rechtsregelungen90, die der deut- 
86 Die Innen- und Außendifferenzierung ist bei näherem Hinsehen weit komplexer als 
hier dargestellt, wie schon ein Blick auf die Zwischenebenen EG und EU zeigt. 
Darauf kann hier nicht näher eingegangen werden.
87 Vgl. BVerfGE 83, 37, 50 ff. und Art. 28 Abs. 1 GG sowie Zippelius (Fn. 9), Art. 1 
Rn. 9, 19, 80; Denninger (Fn. 22), Art. I Abs. 2, 3 Rn. 12. Zu prüfen ist natürlich, 
was die Zugangsbedingungen für Staatsangehörigkeit sein sollen.
88 Vgl. Art. 116 GG und H.v. Mangold!, Die deutsche Staatsangehörigkeit als Voraus­
setzung und Gegenstand der Grundrechte, in J. Isensee/P. Kirchhof, Hrsg., Hand­
buch des Staatsrechts V, 1992, § 119 Rn. 13 ff., 50 ff.
89 Das BVerfG hat diese Entscheidung des Verfassungsgesetzgebers im wesentlichen 
akzeptiert. Vgl. BVerfG, NVwZ 1996, S. 700,706. Dem entspricht auf völkerrecht­
licher Ebene die Nichtexistenz eines Asylrechts auf Einreise. Vgl. I.v. Pollern, Das 
moderne Asylrecht, 1980, S. 127 und zu der neueren Diskussion über die Interpre­
tation des insoweit einschlägigen Art. 33 der Genfer Flüchtlingskonvention (Gebot 
des non-refoulment) J.A. Frowein/A. Zimmermann, Der völkerrechtliche Rahmen 
für die Reform des deutschen Asylrechts, 1993, S. 17 ff.
90 Weitere Beispiele bei Hofmann (Fn. 27), S. 365 ff. Hofmann hält aaO, S. 366 für 
die Rechtsprechung des BVerfG zum Asylgrundrecht fest: »Bei der Handhabung 
des Asylrechts ist Menschenwürde, so wie wir sie verstehen [das meint als absolu­
tes Recht eines jeden Menschen] also eindeutig nicht - wie ansonsten postuliert - 
der oberste, unbedingt geltende Rechtswert.« - In den Zusammenhang >Legale Ein­
griffe in die Menschenwürde< gehört auch die Zulässigkeit von Abtreibung in be­
stimmten Situationen, obwohl dem ungeborenen Kind nach BVerfGE 39, 1,41; 88,
sehe Verfassungsgeber im Schritt der Positivierung nach Art. 1 Abs. 3 
getroffen hat, stellen Relativierungen des gleichen Schutzes von Men­
schenwürde dar, soweit man diese, wie das häufig geschieht, expansiv 
im Sinne universell gleicher optimaler Persönlichkeitsentfaltung ver- 
steht, in der Politik , aber durchaus auch in der Verfassungsrechtswis­
senschaft.92
Ist die Menschenwürde trotz dieser Relativierungen höchstes Ver­
fassungsprinzip? Das wird man in dem Sinn sagen können, daß zu sei­
ner Beschränkung besonders starke Gründe vonnöten sind, aber dazu 
zählt nach geltendem Verfassungsrecht bis zu einem gewissen Grad 
das Nationalstaatsprinzip und die in ihm mitgedachte Vorstellung, daß 
die Verantwortlichkeiten des deutschen Volkes und der deutschen 
Staatsgewalt gegenüber der Welt im ganzen bzw. allen Menschen in 
der Welt geringere sind als gegenüber den eigenen Bürgern.93 Die 
Rechtsfolgen von >Menschenwürde< bzw. >Persönlichkeitsentfaltung< 
müssen also differenziert betrachtet werden, je nachdem, ob wir
(a) von ihrer Wurzel, der moralischen Ansprechbarkeit der Menschen,
(b) den Basisrechten für einen jeden Menschen als Person, oder (c) den
203, 252 schon Menschenwürde zukommt, in die nach Auffassung der h.M. und 
des BVerfG nach E 75, 369,380 ja gerade nicht eingegriffen werden darf. Zu dieser 
Inkonsistenz Dreier (Fn. 1), Art. 1 Abs. 1 Rn. 47 ff.
91 So wird in der politischen Auseinandersetzung die Privilegierung, die Aussiedler 
verglichen mit Ausländem genießen (oben Fn. 88), oft als Rassismus bezeichnet, 
der ja nach Art. 3 Abs. 3 GG verboten ist.
92 Vgl. etwa E. Denninger, Menschenrechte und Grundgesetz, 1994, S. 46, der in be­
zug auf die Unterscheidung der Verantwortungssphären von Deutschland, Europa 
und dem Rest der Welt von einem primitiven Ethnozentrismus spricht. Kritisch 
hierzu die Besprechung von W. Brügger, Der Staat 33 (1994), S. 637 ff.
93 Die Bejahung einer solchen generellen Stufung von Verantwortlichkeiten (die über 
die Lösung von Detailfragen noch nicht viel sagt) bedarf keiner Deutschland- oder 
Deutsche-über-alles-Ideologie, sondern sollte an >schwächeren<, Innen- und Au­
ßenperspektive unterscheidenden, aber auch vielfach vermittelnden Konzepten an­
knüpfen. Hier bieten sich an (1) die Einstufung von Nationalstaaten als arbeitstei­
lige Gebilde in einem engen universellen Gesamtzusammenhang von Politik und 
Wirtschaft, (2) Vorstellungen historisch gewachsener Zurechungszusammenhänge, 
(3) Vorstellungen kultureller Affinitäten und Identitäten, die alle (wenngleich in 
unterschiedlichem Ausmaß, je nach Ausgestaltung und Gewichtung) sowohl eine 
Stufung als auch Vermittlung von Innen und Außen, Partikularität und Universa­
lität zulassen. 
weitergehenden Rechten individueller Persönlichkeitsentfaltung, ins­
besondere fürsorglicher Art, zur Optimierung realer Freiheit und 
Gleichheit sprechen. Die (a) Potentialität moralischer Selbstbestim­
mung ist unbedingt zu achten, während bei (c) Optimierungsproble­
men Abwägungen notwendig und angemessen sind. Was die (b) Siche­
rung der Rechte für Personen als solche weltweit angeht, so hängt de­
ren Unbedingtheit oder Bedingtheit davon ab, bis zü welchem Grad 
moralisch auf den Menschen als solchen oder aber auf die individuelle 
Persönlichkeit und die Umstände der Rechteforderung abgestellt wer­
den sollte. Jedenfalls soweit Menschenwürde mit Solidarität füreinan­
der zu tun hat, kommt man um die Tatsache nicht herum, daß sich hier 
über Geschichte, Tradition und Kultur konkrete Anerkennungsgemein­
schaften bilden, in denen die Verantwortlichkeit nach innen stärker 
ausgeprägt ist als nach außen, in Richtung Welt als ganze.94
Diese Hinweise auf Relativierungen des Art. 1 Abs. 1 GG führen zu 
folgender These: Die hier vorgeschlagene Lösung, den Art. 1 Abs. 1 
als höchstes, aber nicht absolutes oder allumfassendes95 Verfassungs­
prinzip zu interpretieren, ist besser geeignet, die Komplexität der Men­
schen- und Rechtswelt wie die Kontextabhängigkeit der Entscheidung 
konkreter Probleme zu thematisieren als die Auffassung, die Men­
schenwürdegarantie stelle ein absolutes, nie einschränkbares subjekti­
ves Recht aller Menschen bzw. eine ebensolche Pflicht aller Staaten 
dar. Die hier vorgeschlagene neue Lesart des Art. 1 Abs. 1 Satz 2, die 
»Verpflichtung aller staatlichen Gewalt« als >Verpflichtung aller Staa- 
ten< zu interpretieren, entspricht dieser größeren Flexibilität, betont 
aber gleichzeitig die Bedeutung der Garantie der Menschenwürde in 
allen Staaten und zwischen allen Staaten.96 So wird auch das National­
staatsprinzip eingebunden und berücksichtigt, aber unter Ausblick auf 
94 Vgl. Hofmann (Fn. 27), S. 364 ff.; W. Brügger, Menschenrechte von Flüchtlingen 
in universalistischer und kommunitaristischer Sicht, ARSP 80 (1994), S. 318 ff.
95 Auf den letztgenannten Aspekt ist bislang nicht eingegangen worden. Er bezieht 
sich darauf, daß nach meiner Auffassung Gemeinwohl das umfassendste Ziel der 
Staatstätigkeit ist, und daß dazu neben Legitimitätsforderungen im engeren Sinn - 
also vor allem Respektierung der Menschenwürde - noch Rechtssicherheit und 
Zweckmäßigkeit gehören. Vgl. näher Brügger (Fn. 6).
96 Vgl. oben Fn. 34.
eine Völkerrechtsordnung, in der möglichst alle politischen Gemein­
schaften freie, republikanische Staaten bilden sollten - eine ganz kan- 
tische Perspektive!97 Die damit entwickelte Altemativlesart des Art. 1 
Abs. 1 wird in der folgenden Tabelle illustriert:
Das System des Art. 1 GG
97 Vgl. Kants Schrift »Zum ewigen Frieden« von 1795.
Art. 1 Abs. 1 GG: Die Würde des Menschen ist unantastbar (lies: soll un­
antastbar sein). Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staat­
lichen Gewalt (lies: aller Staaten).
Berechtigt:
Noch keine ver­
fassungsrechtli­
che Subjektivie- 
rung
Verpflichtet: 
Alle Staaten und 
mittelbar alle 
Menschen
Inhalt: Achtung 
und Schutz der 
Menschenwürde
Normstatus: 
Obj. Verfas­
sungsprinzip, 
mittelbare 
Rechtsbindung
Art. 1 Abs. 2 GG: Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen 
und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen 
Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt.
Berechtigt: 
Noch keine ver­
fassungsrechtli­
che Subjekti- 
vierung
Verpflichtet: Das 
deutsche Volk 
und mittelbar die 
deutsche Staats­
gewalt
Inhalt: Achtung 
und Schutz von 
Menschenrech­
ten
Normstatus: 
Obj. Verfas­
sungsprinzip, 
mittelbare 
Rechtsbindung
Art. 1 Abs. 3 GG: Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, 
vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. 
(Plus: Bindung an über Art. 25 und 59 Abs. 2 durch den Gesetzgeber inkor­
porierte Menschenrechte.)
Berechtigt: Alle 
Menschen oder 
engerer Kreis, je 
nach konkreter 
Vorschrift
Verpflichtet: 
Die deutsche 
Staatsgewalt 
und, über das 
Gesetz ver­
mittelt, auch 
Private
Inhalt: Bindung 
an nachfolgende 
Grundrechte und 
inkorporierte 
Menschenrechte
Normstatus: 
Subj. öffentli­
ches Recht und 
unmittelbare 
Rechtsbindung
Es wäre verfehlt, das Wort Flexibilität mit einer Aufweichung ele­
mentarer Menschenwürde- oder Menschenrechtsstandards gleichzu­
setzen. Man braucht die Vorstellung der Menschenwürde als absolutes 
Recht eines jeden Menschen nicht, um effektiv für deren Achtung und 
Schutz einzutreten. Das läßt sich auch im Rahmen der Einstufung des 
Art. 1 Abs. 1 >nur< als höchstes Verfassungsprinzip erreichen, über die 
Objektformel und die Bildung einschlägiger Fallgruppen.98 So kann 
man zum Beispiel nach dem Grad der Betroffenheit einzelner, aber 
auch nach den Auswirkungen einer Handlung auf andere fragen. Der 
erwähnte Erpresser ist danach zwar durch eine staatliche Aussagener­
pressung - Folter - eminent betroffen; aber er selbst hat die Grenzen 
des Rechts überschritten und wird nur in diese Grenzen zurückgewie­
sen, um das Leben seiner Opfer zu retten; das ist ihm auch zumutbar. 
Dieser Fall ist nicht zu vergleichen mit Angriffen des Staates in ele­
mentare Weisen der Persönlichkeitsentfaltung, die andere Menschen 
nicht beeinträchtigen und dann nur als Erniedrigung, Brandmarkung, 
Verfolgung, Ächtung eingestuft werden können.99
Was natürlich durch keine der beiden konkurrierenden Konstruk­
tionen verhindert oder entschieden wird, ist der Streit darüber, was 
noch zum unabdingbaren Gehalt von Menschenwürde weltweit und in 
jedem Staat gehören sollte und ab wann es den einzelnen Staaten er­
laubt sein sollte, nach innen und außen Differenzierungen vorzuneh­
men, personell oder sachlich. Das ist der Streit zwischen den oben ge­
nannten Ebenen (b) und (c) - ein Streit, in dem es um Art und Umfang 
der Verbindlichkeiten geht, die wir als Deutsche allen Menschen als 
solchen, verglichen mit besonderen Gruppen von Menschen, etwa 
Staatsbürgern, schulden. Das einzige, was sich hier begrifflich sagen 
läßt, ist, daß die genannten expansiven Deutungen von Menschen­
würde dem Universalismus und egalitären Liberalismus nahestehen.100 
98 Dazu näher alle Kommentare zu Art. 1 GG.
99 So die Stichworte in BVerfGE 1, 97, 104.
100 Vgl. zum Universalismus etwa Goodin (Fn. 67), S. 99: »models based on human 
dignity extend rights to all men everywhere, creating a >single-status< moral Com­
munity. Everyone is included automatically - people need do nothing special to 
qualify for membership. Neither can anything they do justify their being cast out of
Autoren und Gerichte, die den Universalismus mit dem Nationalstaats­
gedanken bzw. mit kollektiven Identitäten konkreter Völker und poli­
tischer Gemeinwesen oder mit nationalstaatlicher Arbeitsteilung oft­
mals universeller Aufgaben in eine Balance zu bringen versuchen, 
kann man als kommunitaristische Liberale101 charakterisieren; sie ge­
hen von der Innenperspektive und der Priorität der näheren Gemein­
schaft aus, und läutern und erweitern diese Perspektive durch univer­
salistische Gesichtspunkte weltweiter Verantwortlichkeit und Für­
sorge.102 Das Grundgesetz vertritt, wie die drei Absätze des Art. 1 und 
die nachfolgenden Grundrechte deutlich machen, eine Synthese von 
Universalismus und Kommunitarismus, und der Kampf in Öffentlich­
keit, Politik und Gerichtsbarkeit geht darum, ob wir uns mehr in die 
eine oder andere Richtung bewegen oder die bisherige Balance auf­
rechterhalten sollten.
the community«, und J. Habermas, Vom pragmatischen, ethischen und mora­
lischen Gebrauch der Vernunft, in ders., Erläuterungen zur Diskursethik, 1991, 
S. 100, 116: »Erst an der radikalen Freisetzung individueller Lebensgeschichten 
und partikularer Lebensformen bewährt sich der Universalismus der gleichen Ach­
tung für jeden und der Solidarität mit allem, was Menschenantlitz trägt.«
101 Ich lehne mich hieran P. Selznick, Kommunitaristischer Liberalismus, Der Staat 34 
(1995), S. 487 ff. an, der in seinem großen Werk »Moral Commonwealth. Social 
Theory and the Promise of Community«, 1992 insbes. in Kap. 14 eine Synthese 
dieser beiden Gesichtspunkte entwirft. Daneben gibt es noch andere Varianten des 
Kommunitarismus, den >substantialistischen< Kommunitarismus, der stark auf die 
Einzelgemeinschaft, etwa den Nationalstaat, abhebt, also die Partikularität betont, 
und den >republikanisch-partizipatorischen< Kommunitarismus, der dem oben ge­
schilderten egalitären Universalismus nahesteht. Zu diesen Varianten siehe R. Nik­
kei, Gleichheit in der Differenz? Kommunitarismus und die Legitimation des 
Grundgesetzes, in W. Brügger, Hrsg., Legitimation des Grundgesetzes aus Sicht 
von Rechtsphilosophie und Gesellschaftstheorie, 1996, S. 395 ff.
102 Zu diesen ist zu zählen Hofmann (Fn. 27), S. 366 ff., 374 m.w.N. Meine Arbeiten 
gehen ebenfalls in diese Richtung. Vgl. neben den Nachweisen oben Fn. 92, 94 
noch: Für Schutz der Flüchtlinge - gegen das Grundrecht auf Asyl!, JZ 1993, 
S. 119 ff; Zur Herausforderung der Rechtsphilosophie durch die Aufgaben der Ge­
genwart, Der Staat 33 (1994), S. 429 ff.
V. Der Rechtsbegriff der Menschenrechte
1. Zum rechtlichen Charakter des Art. 1 Abs. 2 GG
Der Streit um den rechtlichen Status der Menschenwürdegarantie 
und ihren Umfang setzt sich naturgemäß bei der Verankerung von 
Menschenrechten in Art. 1 Abs. 2 GG fort: Auch in bezug auf die For­
mulierung >Bekenntnis des deutschen Volkes zu unverletzlichen und 
unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen 
Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt< gibt es 
viele unterschiedliche Stimmen, die hier nicht im einzelnen darzustel­
len sind.103 Aus den früheren Hinweisen auf die Struktur der drei Ab­
sätze des Art. 1 scheint mir folgende Interpretation des Art. 1 Abs. 2 
GG am überzeugendsten: (1) Wie bei Abs. 1 handelt es sich um eine 
präskriptive und keine deskriptive Aussage: Die Menschenwürde soll 
weltweit geachtet und geschützt werden; Menschenrechte sollen 
Grundlage der menschlichen Gemeinschaften werden! (2) Das Wort 
Bekenntnis ist zu verstehen als ein Appell an das deutsche Volk und 
seine gewählten Vertreter, ernsthaft zu prüfen, in welchem Umfang in­
ternational (vor allem durch vorbildliche Praxis und durch Beitritt zu 
Menschenrechtspakten) und national (durch Ausweitung des Berech­
tigtenkreises auf alle Menschen) der Menschenrechtsschutz gesichert 
und gestärkt werden sollte. Ja mehr noch: Das Bekenntnis ist eine in 
Form des Verfassungsprinzips und Verfassungsversprechens gegos­
sene moralische Verpflichtung zur Unterstützung des Menschenrechts­
schutzes. (3) Entfaltet dieses Verfassungsversprechen unmittelbare 
Rechtswirkung für das deutsche Volk und dessen Staatsorgane, führt 
es vielleicht sogar zu subjektiven Rechten aller Menschen unabhängig 
von und vor aller Positivierung über Art. 1 Abs. 3 GG? Zum Teil wird 
eine unmittelbare Bindung bejaht, insbesondere von Vertretern, die 
103 Vgl. dazu, neben den GG-Kommentierungen, J. Valentin, Grundlagen und Prinzi­
pien des Art. 1 Abs. 2 GG, 1991; Ph.v. Hodenberg, Das Menschenrechtsbekenntnis 
des deutschen Volkes in Art. 1 Abs. 2 GG (Diss. iur. Heidelberg 1996).
Menschenrechte eng mit Menschenwürde verwoben sehen und/oder 
soweit es sich um Kemgehalte der Menschenrechtsgeschichte han­
delt.104 105Doch überwiegen bei den meisten Autoren die Bedenken, und 
zu Recht: Was das Kcmgehaltsargument angeht, würde mit ihm der 
Menschenrechtsgedanke zu statisch verstanden, die Dynamik der 
Menschenrechtsentwicklung bliebe rechtlich ausgeblendet.I<):’ Zudem 
besteht wohl kein Zweifel, daß diese geschichtlichen Elementargehalte 
durch die positiven Rechte im GG abgedeckt sind; so entfernt man den 
kritischen Stachel aus dem Menschenrechtsgedanken, der für moderne 
Gefahrdungslagen sensibel machen soll.
Wenn man aber die Dynamik des Menschenrechtsgedanken in Art. 
1 Abs. 2 GG mit hineinnehmen will, dann sprechen gerade die Offen­
heit der Norm und die Kontroversen über den notwendigen Umfang 
von Menschenrechten dafür, diese nicht schon als unmittelbar binden­
des Verfassungsrecht in Form subjektiver Rechte anzusehen, die ohne 
gesetzgeberische Vermittlung Vollzugs- und gerichtlich kontrollfahig 
wären. Vielmehr sollten der universale Menschenrechtsdiskurs und 
neue Positivierungsvorschläge auf universaler und regionaler Ebene 
dem deutschen Volk und seinen Staatsorganen, vor allem dem demo­
kratisch gewählten Gesetzgeber, dazu dienen zu prüfen, ob sich 
Deutschland diesen neuen Bewegungen anschließen will oder nicht. 
Nur so wird man dem demokratischen Prinzip gerecht, nur so kann 
man einen öffentlichen Diskurs fuhren, der letztendlich über Art. 25 
oder 59 Abs. 2 GG zu einer präzisen Festlegung der Rechte und Pflich­
ten gerade des deutschen Staatswesens fuhrt.106 Art. 1 Abs. 2 GG ent­
faltet seine Wirkung also vor allem als Aufforderung und Pflicht, sich 
ernsthaft auf den universalen Menschenrechtsdiskurs einzulassen, weil 
104 Vgl., jeweils im Zusammenhang der Schranken des Art. 79 Abs. 3 GG, Dürig 
(Fn. 15), Art. 1 Rn. 79 f.: Menschenrechts- gleich Menschenwürdegehalt; Starck 
(Fn. 11), Art. 1 Rn. 92, der vom »eisernen Bestand der übernommenen Menschen- 
rechte-Erklärungen« spricht und Pressefreiheit und Eigentumsgarantie nennt; Den- 
ninger (Fn. 22), Art. 1 Abs. 2, 3 Rn. 10 zum »in Europa und in der Bundesrepublik 
... unverzichtbaren rechtlichen Standard«; Stern (Fn. 17), Rn. 52; Menschenrechte 
als »grundrechtliches Minimum«.
105 Vgl. oben Fn. 22 f.
in der Moderne in diesem Diskurs wesentliche Kriterien des richtigen 
Rechts geschichtlich formuliert worden sind und potentiell nach wie 
vor vorgebracht werden. Art. 1 Abs. 2 GG verpflichtet aber nicht dazu, 
jedem in diesem Diskurs vorgebrachten >Recht< automatisch zuzustim­
men.
2. Das Menschenbild der Menschenrechte
Lassen sich demnach keine allgemeinen Gesichtspunkte formulie­
ren, die über kontroverse oder konsentierte Einzelrechte hinausgingen 
und unser Verständnis des Menschenrechtsgedankens anleiten könn­
ten? Das ist nicht ausgeschlossen, wenn man davon absieht, diese all­
gemeinen Kriterien schon als unmittelbar bindendes Recht in Form 
von subjektiven Rechten anzusehen. Statt dessen stellen sie Moral- und 
Verfassungsprinzipien dar, die den Menschenrechtsdiskurs universal 
wie regional und national orientieren können, aber für die Ausformu­
lierung von Einzelrechten auf Akzeptierung (Völkergewohnheitsrecht, 
Art. 25 GG) oder Positivierung und Präzisierung (Völkervertragsrecht, 
Art. 59 Abs. 2 GG) angewiesen sind. In diesem Sinn kann man im 
Überblick über die gesamte Menschenrechtsentwicklung - von den 
Status negativus und activus über die Status positivus und universalis - 
ein Menschenbild der Menschenrechte entwickeln, das >hinter< allen 
Menschenrechten und demgemäß auch hinter der Formulierung in Art. 
1 Abs. 2 GG aufscheint. Die Menschenrechtsidee läßt sich am besten 
in der Formel eigenständige, sinnhafte und verantwortliche Lebens-
106 Soweit das deutsche Gemeinwesen dann über Völkergewohnheitsrecht oder Völ­
kervertragsrecht an supranationale Menschenrechtspakte gebunden ist, ist es nicht 
ausgeschlossen, daß es zu Interpretationskonflikten zwischen der völkerrechtlichen 
und der grundgesetzlichen Verpflichtung kommt. In solchen Fällen bemüht sich 
das BVerfG zu Recht um eine völkerrechtsfreundliche Interpretation, doch sollte 
letztlich nicht außer Betracht gelassen werden, daß die nationale Verfassung den 
Vorrang genießt vor den über Art. 25 und Art. 59 Abs. 2 GG transformierten Men­
schenrechtspakten. Vgl. BVerfGE 74, 358, 370. 
führung< zusammenfassen. Diese Formel hat fünf Elemente, die kurz 
erläutert werden sollen107; die folgende Skizze dient zur Illustration.
Das Menschenbild der Menschenrechte
1. Eigen­
ständige
2. sinnhafte 3. verant­
wortliche
4. Lebens- 5. Führung
umfaßt
a) Wahlfrei­
heit
umfaßt Kul­
tur und Tra­
dition, die 
Wahlfreihei­
ten a) ermög­
lichen und
a) umfaßt
1 b
a) umfaßt 
Lebens­
schutz
umfaßt
a) 1 bis 4
analytisch
b) Selbstver­
antwort­
lichkeit
b) beschrän­
ken
b) Gegensei­
tigkeit 
von Rech­
ten und 
Pflichten
b) vielleicht
Ökologie
b) Achtung 
von 1 bis 
4 prä­
skriptiv 
trotz
c) Haftung 
für 
Rechts­
verletzun­
gen
c) unter­
schiedli­
cher Ge­
wichtung 
in den 
Kulturen
d) soziale 
Verant­
wortlich­
keit
107 Die Beschreibung ist meinem Aufsatz »Das Menschenbild der Menschenrechte«, 
Jahrbuch für Recht und Ethik 3 (1995), S. 121, 126 ff. entnommen, der ausführliche 
Nachweise enthält. Frühere Darstellungen dieser Formel finden sich etwa in: Men­
schenrechte im modernen Staat (Fn. 35), S. 580 ff.; Stufen der Begründung von 
Menschenrechten (Fn. 46), S. 25 ff; Elemente liberaler Grundrechtslheorie, JZ 
1987, S. 633, 637 ff. (in bezug auf das Menschenbild des Grundgesetzes als Kon­
kretisierung des Menschenbildes der Menschenrechte).
(1) Eigenständigkeit: Damit ist die Möglichkeit des Menschen 
bezeichnet, sich Ziele zu setzen, einen individuellen Lebensplan zu 
entwickeln, zu verfolgen und zu verteidigen. Dieser Lebensplan wird 
bis zu einem gewissen Grad auch Ausdruck der empirischen Natur des 
Menschen sein, also auf Grundbedürfnisse Rücksicht nehmen müssen. 
Funktionale Imperative wie etwa der Trieb zum Überleben reichen 
aber nicht aus, um die Eigenständigkeit des Menschen zu thematisie­
ren. In ihr geht es auch um die spezifische Art und Weise, in der der 
Mensch Stellung bezieht zu den seiner Natur inhärenten Antrieben und 
Neigungen, und diese Stellungnahme kann positiv, bestärkend wie ne­
gativ, beschränkend sein. Des näheren lassen sich im Rahmen von Ei­
genständigkeit zwei Fallgruppen unterscheiden:
(a) In der Zielgerichtetheit des Menschen kommt seine Wahlfrei­
heit zum Ausdruck. Bereiche, auf die sich die Wahlfreiheit erstrecken 
kann, reichen von Berufswahl und Religionswahl bis zu Partnerwahl 
und Wahl politischer Parteien.
(b) Solche Wahlen sind dem einzelnen Menschen auch zuzurech­
nen. Das heißt: Der Mensch darf nicht nur die Vorteile seiner Lebens­
entscheidungen genießen; er ist auch für das Risiko des Scheiterns zu­
ständig. Die Selbstverantwortlichkeit ist die Rückseite der Wahlfrei­
heit.
(2) Sinnhaftigkeit: Dieses Element erinnert an die grundlegende 
anthropologische Tatsache, daß die individuelle wie gruppen-, volks- 
oder gattungsmäßige Entwicklung des Menschen und seiner Gemein­
schaften von der jeweiligen Kultur getragen wird. Kultur ist die zweite 
Natur des Menschen. Die Menschen müssen sich wegen der partiellen 
Entbindung von biologischer Determination ihre Welt selbst entwerfen 
und bauen; sie müssen sich für ihr Leben selbst programmieren, und 
Programm - Anleitung für das Erstrebenswerte wie das zu Vermei­
dende - ist die jeweilige überkommene Kultur. Sie enthält mehr oder 
weniger weitreichende und verbindliche Vorgaben sowohl für das 
>gute Lebern wie auch die Maßstäbe gerechter Verteilung von Vortei- 
len und Lasten. Das meint nicht, daß Kultur den individuellen Men­
schen und seine Entfaltung notwendigerweise determiniert, wohl aber, 
daß die Kultur immer einen - engeren oder weiteren - Horizont von 
Entfaltungsperspektiven bereitstellt, auf den sich das Individuum 
selbst dann noch, ja gerade dann in seinem Verhalten einstellen muß, 
wenn es von diesen präferierten Möglichkeiten abweichen will.
(3) Verantwortlichkeit', (a) Selbstverantwortlichkeit ist schon un­
ter Punkt 1 b thematisiert worden. In einem nicht primär auf das eigene 
Leben bezogenen, sondern relationalen Sinn umfaßt Verantwortlich­
keit aber drei weitere Elemente:
(b) Gegenseitigkeit: Wer immer sich auf Rechte und Freiheiten 
beruft, muß anderen Personen, die in der gleichen Situation stehen, die 
gleichen Rechte und Freiheiten zugestehen. Dies mag man als logische 
Konsequenz der Berufung auf allgemeine Rechte ansehen; auf jeden 
Fall gründet die moralische Dignität von Berufungen auf Menschen­
rechte in der Akzeptanz gegenseitiger Berechtigung und Verpflich­
tung. Keiner steht als Mensch a priori über oder unter dem anderen, 
alle haben grundsätzlich gleichen Anspruch auf Achtung in ihren Le­
bensplänen.
(c) Verantwortlichkeit meint aber auch das Einstehenmiissen für 
Rechtsverstöße. Eine Gesellschaft, die sich rechtlich verfaßt, muß dar­
auf achten, daß Rechte nicht nur postuliert, sondern auch geachtet und 
im Verletzungsfalle wiederhergestellt oder ausgeglichen werden. Die­
sem Ziel dienen in modernen Rechtsordnungen etwa das Deliktsrecht, 
das unerlaubte Rechtsverletzungen mit Schadensersatzpflichten kop­
pelt, und das Kondiktionenrecht, das rechtsgrundlose Vermögensver­
schiebungen mit Herausgabepflichten verbindet. Hierher gehört natür­
lich auch das gesamte Strafrecht.
(d) Verantwortlichkeit umfaßt schließlich soziale Verantwort­
lichkeiten für die Fälle, in denen es den Mitgliedern einer Rechtsge­
meinschaft zugemutet werden kann, das Risiko des Scheiterns von Le­
bensplänen einzelner Individuen nicht diesen selbst, sondern der ge­
samten Gemeinschaft aufzubürden. Hierher gehören auch Vorkehrun­
gen, den >Wert der Freiheit< für Individuen nicht zu weit auseinander­
fallen zu lassen. Mittel sind vor allem die Verschaffung von Besitz und 
Bildung, noch allgemeiner formuliert, die Bereitstellung sozialstaatli­
cher Leistungen mit dem Ziel, Armen und Schwachen und sonstigen 
Personen, die sich im gesellschaftlichen Behauptungskampf nicht 
durchsetzen können, reale Chancengleichheit einzuräumen. Auch in­
nerhalb des Staatsverbandes gibt es vielerlei Gemeinschaften, die sich 
um Wohl und Wehe ihrer Mitglieder kümmern, angefangen von der 
Familie über die Religionsgemeinschaft bis zum Berufsverband. Und 
jenseits des Staatsverbandes gibt es die Völker- oder Weltgemein­
schaft, deren arme und schwache Mitglieder ebenfalls um Hilfe und 
Unterstützung ersuchen.
(4) Leben: Lebensführung setzt zunächst den Schutz des Lebens 
voraus. Überleben ist zweifellos ein vitales Interesse eines jeden Men­
schen, das nur in Ausnahmesituationen wie etwa einer Selbstverbren­
nung als Akt politischen Widerstandes geopfert wird. In der politi­
schen Philosophie gibt es Theorien, die das Überlebensinteresse als al­
les übertrumpfendes Ziel staatlicher Legitimität postulieren. Juristisch 
gesprochen kommen hier die klassischen Habeas-Corpus-Rechte und 
justizstaatlichen Rechte ins Spiel - der formelle Rechtsstaat nach deut­
scher Sicht, die >rule of law< in amerikanischer Terminologie. In der 
neueren Diskussion zur Legitimierung von Staatlichkeit wird oft auch 
der weitere Lebensraum des Menschen als schutzbedürftig ausgewie­
sen; diesem ökologischen Anliegen kann man dadurch Rechnung tra­
gen, daß man unter >Leben< auch die natürlichen Grundlagen der Mit­
welt und Umwelt faßt.
(5) Lebensführung stellt das abschließende und zusammenfas­
sende Element der fünf Menschenrechtsprinzipien dar. Sie impliziert 
über die bloße Möglichkeit des Überlebens und den Schutz des Lebens 
hinaus zumindest ein Mindestmaß an Freiheit für einen individuellen 
Lebensstil. Diese Entscheidungen werden immer durch die jeweilige 
Kultur informiert und oft an ihr orientiert sein; in einigen Fällen wird 
das Individuum auch von traditionellen Vorgaben abweichen. Das läßt 
sich nie ausschließen, schließlich ist der Mensch sowohl Geschöpf als 
auch Schöpfer der Kultur. Auf jeden Fall schält sich in diesem gegen­
seitigen Verweisungsverhältnis das heraus, was Persönlichkeit oder 
authentische Selbstverwirklichung genannt werden sollte. Weiterhin 
ist zu berücksichtigen, daß die jeweilige Kultur auch die Maßstäbe ge­
genseitigen Gebens und Nehmens und individueller Zurechenbarkeit 
enthält, also die vier Dimensionen der Verantwortlichkeit. Jemand, der 
sich diesen Kriterien stellt und seine Lebensführung an ihnen ausrich­
tet, legitimiert damit auch seine Handlungen. In dieser verantwort­
lichen Selbstbestimmung kommt die Würde des Menschen zum Aus­
druck.
Was sind die Stärken, was die Schwächen dieser Menschenrechts­
formel? Welche Funktionen kann sie erfüllen? Sie erlaubt es zunächst, 
alle oder jedenfalls die meisten klassischen und modernen Menschen­
rechte, seien sie positiviert oder nicht, als Ausformungen eines oder 
mehrerer der genannten Prinzipien zu thematisieren, ist also nicht ein­
seitig ideologisch vorgeprägt. Sie kann weiterhin zur Antwort auf die 
Frage führen, welche Elemente in bestimmten Menschenrechtskonzep­
tionen (etwa liberaler, traditionaler, sozialistischer Art) besonders be­
tont oder vernachlässigt werden. Für den weltweiten Menschenrechts­
diskurs ist freilich mehr erforderlich als Deskription und komparative 
Analyse: Um Menschenrechtsdiskussionen produktiv zu gestalten, ist 
von jeder Seite das Zugeständnis notwendig, in jedem der einzelnen 
Elemente stecke ein unverfügbarer Kembereich von Menschenwürde, 
Menschenrechten oder menschlicher Autonomie. Wenn man sich auf 
die präskriptive Prämisse der Achtung des Kembercichs eines jeden 
der fünf Elemente einläßt, dann ist eine Basis gewonnen, die die uni­
verselle Anerkennung des Wesensgehaltes aller fünf Elemente umfaßt, 
aber in gewissem Umfang auch unterschiedliche kulturelle Gewich­
tungen einzelner Elemente zugesteht108. Genau diese gegenseitige Ver-
108 Es soll natürlich nicht behauptet werden, daß dieser Diskurs einfach sei oder immer 
zu konsensfahigen Ergebnissen führe. Das ist nicht der Fall, und in dem Maß, in
Weisung von Universalität und Partikularität finden wir ja in der Ab­
schichtung universeller, regionaler und nationaler Grund- und Men­
schenrechtskataloge. So ergibt sich eine gestufte Menschenrechtsord­
nung, deren Abstufungen in Art und Umfang der subjektiven Rechte 
und in Grad und Hierarchie der Bindung den Versuch darstellen, den 
Anforderungen richtigen Rechts in einer komplexen Welt differenziert 
Rechnung zu tragen - differenziert nicht nur im Hinblick auf die ge­
nannten menschenrechtlichen Aspekte, sondern auch in bezug auf die 
Notwendigkeit der Positivierung in demokratischen Verfahren, die 
nach wie vor vorrangig über den Rechtsdiskurs in den Nationalstaaten 
zustande kommen muß, für die Bindung nach innen wie nach außen.
dem unterschiedliche Kulturen, Rassen, Klassen, Religionen und Nationen eng 
miteinander zu tun haben, nehmen natürlich auch die Konfliktfelder zu. Der fakti­
sche Multikulturalismus in und zwischen den Nationen ist also sowohl Chance wie 
Gefährdung für Frieden und Gerechtigkeit in der Welt.
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